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A. Zielsetzung 

Stärkung der Stellung der Vertrauensperson in den Streitkräften 
und im Zivildienst und qualitative sowie quantitative Erweiterung 
der Beteiligungstatbestände, 

Umfassende Regelungen der Beteiligungsrechte der Soldaten und 
der Zivildienstleistenden, unbeschadet der Fortgeltung der Rege- 
lungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes. 


B. Lösung 

Normierung von Tatbeständen, die den Schutz der Vertrauensper- 
son vor einer Benachteüigung wegen ihrer Tätigkeit sicherstel- 
len. 

Schaffung neuer Beteüigungstatbestände, insbesondere in Perso- 
nalangelegenheiten, 

Quahtative Verbesserungen der Beteiligungsformen, insbeson- 
dere durch Einführung von Vorschlags- und Mitbestimmungsrech- 
ten sowie Tatbeständen zur Konfliktlösung. 

Zusammenfassung der Beteiligungsnormen aus dem Soldatenge- 
setz, der Wehrdisziplinar- und -beschwerdeordnung und des bis- 
herigen Vertrauensmänner-Wahlgesetzes. 


C. Alternativen 

Verbesserungen der Stellung der Vertrauensperson in den Streit- 
kräften und im Zivildienst und Erweiterung der Beteiligungstatbe- 
stände auf der Basis der bisherigen Rechtsgrundlagen. 

Dies ist abzulehnen, da eine derartige Verfahrensweise aufgrund 
des Umfanges der Neuregelungen den vorgegebenen Rahmen 
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sprengen und die Materie für eine praxisgerechte Anwendung 
ungeeignet machen würde. 

Modifizierte Übernahme der Regelungen des Bundespersonalver- 
tretungsgesetzes auf Berufs- und Zeitsoldaten. 

Dies scheidet aus, da eine unterschiedliche Behandlung von Be- 
rufs- und Zeitsoldaten einerseits und Soldaten, die aufgrund der 
Wehrpflicht nach dem Wehrpflichtgesetz Wehrdienst leisten, an- 
dererseits ein „2-Klassen-Recht" begründen würde, wodurch ne- 
gative Auswirkungen auf den Zusammenhalt der Streitkräfte nicht 
zu vermeiden wären. 

Notwendige Freistellungen könnten aus haushaltspohtischen 
Gründen nicht ausgeglichen werden. 

Schließlich wäre eine Vertretung nach Laufbahngruppen nicht 
mehr sicherzustellen. 

Generelle Einbeziehung der Zivildienstleistenden in die Interes- 
senvertretung durch die Betriebs- und Personalräte der Dienststel- 
len. 

Dies würde der besonderen Dienststellung der Zivildienstleisten- 
den, die keine Arbeitnehmer sind, nicht gerecht. 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5, Juni 1990 

121 (23) - 372 00 - Ve 11/90 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Beteiligung der Soldaten und der Zivildienstleistenden (Beteili- 
gungsgesetz — BG — ) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von dem Bundesminister der Verteidigung und dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit gemeinsam erstellt worden. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 11. Mai 1990 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden nachge- 
reicht. 


Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes über die Beteiligung der Soldaten 
und der Zivildienstleistenden (Beteiligungsgesetz — BG — ) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Soldatenbeteiligungsgesetz — SBG — 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Beteiligung, Grundsatz 

(1) Die Beteiligung der Soldaten in dienstlichen An- 
gelegenheiten nach den Bestimmungen dieses Geset- 
zes soll zu einer wirkungsvollen Dienstgestaltung und 
zu einer fürsorglichen Berücksichtigung der Belange 
des einzelnen beitragen. 

(2) Die Beteiligung der Soldaten erfolgt regelmäßig 
durch Vertrauenspersonen, Gremien der Vertrauens- 
personen und deren Sprecher, im übrigen durch Per- 
sonalvertretungen. 

(3) Das Recht des Soldaten, sich in dienstlichen und 
persönlichen Angelegenheiten an seine Vorgesetzten 
zu wenden, bleibt unberührt. 

§2 

Vertrauensperson 

(1) In Einheiten, in schwimmenden Einheiten der 
Marine, in Stäben, in Schulen und an Universitäten 
der Bundeswehr werden in geheimer und unmittelba- 
rer Wahl Vertrauenspersonen gewählt. 

(2) Wahlberechtigt sind alle Soldaten, die der Wäh- 
lergruppe des Bereichs angehören, für den die Ver- 
trauensperson zu wählen ist, sowie alle Soldaten, die 
dem für den Wahlbereich zuständigen Disziplinarvor- 
gesetzten durch Organisationsbefehl des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung truppendienstlich unterstellt 
sind. Kommandierte Soldaten sind in dem Bereich 
wahlberechtigt, zu dem sie kommandiert sind, wenn 
die voraussichtliche Dauer der Kommandierung min- 
destens drei Monate beträgt. Lehrgangsteilnehmer, 
bei denen die voraussichtliche Dauer der Komman- 
dierung weniger als drei Monate beträgt, sind im Be- 
reich des Lehrgangs und im bisherigen Bereich wahl- 
berechtigt. 

(3) Wählbar sind die Wahlberechtigten der Wähler- 
gruppe mit Ausnahme 

1. der Kommandeure, der ständigen stellvertreten- 
den Kommandeure und der Chefs der Stäbe, 


2. der Kompaniefeldwebel und Inhaber entsprechen- 
der Dienststellungen, 

3. derjenigen Soldaten, über deren Antrag auf Aner- 
kennung als Kriegsdienstverweigerer noch nicht 
rechtskräftig entschieden worden ist, 

4. derjenigen Soldaten, die infolge Richterspruchs die 
Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er- 
langen, nicht besitzen und 

5. derjenigen Soldaten, die innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor dem Tage der Stimmabgabe 
durch das Truppendienstgericht als Vertrauens- 
person abberufen worden sind. 

(4) Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, zur Regelung 

1. der Wahlbereiche, 

2. der Wählergruppen, 

3. der Wahlvorbereitung, insbesondere der Aufstel- 
lung des Wählerverzeichnisses, der Bekanntgabe 
der Wahlvorschläge und der Aufstellung der Be- 
werberliste, 

4. der Stimmabgabe, 

5. der Briefwahl und einem vereinfachten Wahlver- 
fahren sowie 

6. zur Feststellung des Wahlergebnisses und Be- 
kanntgabe der Gewählten sowie 

7. der Aufbewahrung der Wahlakten 

Vorschriften durch eine Rechtsverordnung zu erlas- 
sen, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 

(5) Eine Vertrauensperson wird nicht gewählt, 
wenn mindestens fünf Angehörige einer Wähler- 
gruppe ständig weiter als hundert Kilometer vom 
Dienstort des zuständigen Disziplinarvorgesetzten 
entfernt eingesetzt sind und die Möglichkeit einer 
Wahlbereichsfestlegung durch den Bundesminister 
der Verteidigung nicht besteht oder die voraussichth- 
che Amtsdauer weniger als zehn Kalendertage be- 
trägt. 

§3 

Anfechtung der Wahl 

(1) Drei Wahlberechtigte oder der Disziphnarvorge- 
setzte können die Wahl innerhalb von vierzehn Ta- 
gen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
an gerechnet, beim Truppendienstgericht mit dem 
Antrag anfechten, die Wahl für ungültig zu erklären, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahl- 
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recht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren ver- 
stoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, 
es sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis 
nicht verändert oder beeinflußt werden konnte. 

(2) Das Truppendienstgericht entscheidet unter ent- 
sprechender Anwendung der Verfahrensvorschriften 
der Wehrbeschwerdeordnung, Die Auswahl der mili- 
tärischen Beisitzer des Gerichts bestimmt sich nach 
dem Dienstgrad der Vertrauensperson. Auf Antrag 
kann der Vorsitzende den Beginn der Amtszeit der 
Vertrauensperson bis zur Entscheidung des Truppen- 
dienstgerichts aussetzen. 

§4 

Gremien der Vertrauenspersonen, Sprecher 

(1) Die Vertrauenspersonen 

1. der Einheiten eines Verbandes oder einer ver- 
gleichbaren Dienststelle, 

2. der Einheiten eines Wirtschaftstruppenteils, 

3. der in einer Kaserne oder in einem Standort unter- 
gebrachten Einheiten oder Verbände 

bilden Versammlungen der Vertrauenspersonen. 

Die Vertrauenspersonen örüich abgesetzter Truppen- 
teile sind Mitglieder der Versammlungen der Vertrau- 
enspersonen ihrer Wirtschaftstruppenteile. 

(2) Die Mitgheder der Versammlungen der Vertrau- 
enspersonen wählen Sprecher. 

§5 

Personalvertretung der Soldaten 

In anderen als den in § 2 Abs. 1 genannten Dienst- 
stellen und Einrichtungen wählen Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit Vertretungen nach den Vorschrif- 
ten des Bundespersonalvertretungsgesetzes, soweit 
nachfolgend nichts anderes geregelt ist. Soldaten, die 
Wehrdienst auf Grund des Wehrpflichtgesetzes lei- 
sten, wählen Vertrauenspersonen nach § 2. 


ABSCHNITT 2 

Rechtsstellung der Vertrauensperson 
§6 

Schweigepflicht 

(1) Die Vertrauensperson hat über die ihr in Aus- 
übung ihrer Tätigkeit nach diesem Gesetz bekanntge- 
wordenen Angelegenheiten und Tatsachen Still- 
schweigen zu bewahren. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angele- 
genheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür- 
fen. 


§7 

Beurteilung 

Die Vertrauensperson und ihr nach § 13 Abs. 1 ein- 
getretener Vertreter werden durch den nächsthöhe- 
ren Disziphnarvorgesetzten beurteilt. Ist die Vertrau- 
ensperson für den Bereich ihres nächsthöheren Diszi- 
plinarvorgesetzten gewählt worden, geht die Zustän- 
digkeit für die Beurteilung auf dessen nächsten Diszi- 
phnarvorgesetzten über. Die Befugnis, Vertrauens- 
personen zu beurteilen, darf nicht auf den nächsten 
Disziphnarvorgesetzten übertragen werden. 

§8 

Unfallschutz bei der Wahrnehmung von Rechten und 
Erfüllung von Pflichten nach diesem Gesetz 

Erleidet ein Soldat anläßhch der Wahrnehmung von 
Rechten oder in ErfüUung von Pflichten nach diesem 
Gesetz durch einen UnfaU eine gesundheithche Schä- 
digimg, die im Sinne der Vorschriften des Soldaten- 
versorgungsgesetzes ein DienstunfaU oder eine Wehr- 
dienstbeschädigung wäre, finden diese Vorschriften 
entsprechende Anwendung. 

§9 

Dauer des Amtes der Vertrauensperson 

(1) Die Amtszeit der Vertrauensperson beträgt ein 
Jahr. Sie beginnt mit dem Tage der Wahl oder, wenn 
zu diesem Zeitpunkt noch eine Vertrauensperson im 
Amt ist, mit dem Ablauf von deren Amtszeit. Schheßt 
sich die Amtszeit der neuzuwählenden Vertrauens- 
person nicht unmittelbar an, so verlängert sich die 
Amtszeit der bisherigen Vertrauensperson bis zur 
Neuwahl, jedoch höchstens um zwei Monate. 

(2) Das Amt der Vertrauensperson endet vor Ablauf 
der Amtszeit durch 

1. Niederlegung des Amtes, 

2. Verlust der Wählbarkeit oder 

3. Entscheidung des Truppendienstgerichts. 

§ 10 

Niederlegung des Amtes 

Die Vertrauensperson kann durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber dem Disziphnarvorgesetzten ihr 
Amt niederlegen. Dieser gibt die Niederlegung des 
Amtes dienstiich bekannt. 

§11 

Abberufung der Vertrauensperson 

(1) Mindestens ein Viertel der Angehörigen der 
Wählergruppe, der Disziphnarvorgesetzte oder des- 
sen nächster Disziphnarvorgesetzter können beim 
Truppendienstgericht beantragen, die Vertrauens- 
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person wegen grober Vernachlässigung ihrer gesetz- 
lichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung ihrer 
gesetzhchen Pflichten abzuberufen. Der Antrag auf 
Abberufung kann auch wegen eines sonstigen Ver- 
haltens der Vertrauensperson gestellt werden, das ge- 
eignet ist, die verantwortungsvolle Zusammenarbeit 
zwischen Vorgesetzten und Untergebenen oder das 
kameradschaftliche Vertrauen innerhalb des Be- 
reichs, für den sie gewählt ist, ernsthaft zu beeinträch- 
tigen. 

(2) Das Truppendienstgericht entscheidet unter ent- 
sprechender Anwendung der Verfahrensvorschriften 
der Wehrbeschwerdeordnung. 

§ 12 

Ruhen des Amtes 

Das Amt der Vertrauensperson ruht, solange ihr die 
Ausübung des Dienstes verboten oder sie vorläufig 
des Dienstes enthoben ist. Auf Antrag kann das Trup- 
pendienstgericht bis zur Entscheidung über einen Ab- 
berufungsantrag nach § 11 Abs. 1 das Ruhen des Am- 
tes anordnen, 

§ 13 

Eintritt des Stellvertreters 

(1) Ruht das Amt der Vertrauensperson (§ 12) oder 
endet es vorzeitig (§ 9 Abs. 2), so tritt der nächste 
Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertreter vorhanden, ist 
neu zu wählen. 

(2) Ein Stellvertreter tritt auch ein, wenn die Ver- 
trauensperson an der Ausübung ihres Amtes verhin- 
dert ist. 

§ 14 

Schutz der Vertrauensperson 

(1) Die Vertrauensperson darf in der Ausübung ih- 
rer Befugnisse nicht behindert und wegen ihrer Tätig- 
keit nicht benachteiligt oder begünstigt werden. 

(2) Für die disziplinäre Ahndung von Dienstverge- 
hen der Vertrauensperson oder des nach § 13 Abs. 1 
eingetretenen Vertreters ist der nächsthöhere Diszi- 
plinarvorgesetzte zuständig. Ist die Vertrauensperson 
für den Bereich des nächsthöheren Disziphnarvorge- 
setzten gewählt worden, geht die Zuständigkeit auf 
dessen nächsten Disziplinarvorgesetzten über. 

§ 15 

Versetzung der Vertrauensperson 

(1) Die Vertrauensperson darf während der Dauer 
ihres Amtes gegen ihren Wülen nur versetzt oder für 
mehr als drei Monate kommandiert werden, wenn 
dies auch unter Berücksichtigung ihrer Stellung als 
Vertrauensperson aus dienstlichen Gründen unver- 


meidbar ist. Dasselbe gilt für die zur Wahl vorgeschla- 
genen Soldaten bis zum Wahltag. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei Versetzungen aus dem 
Ausland. 

§ 16 

Beschwerderecht der Vertrauensperson 

Die Vertrauensperson kann sich entsprechend § 1 
Abs. 1 der Wehrbeschwerdeordnung auch dann be- 
schweren, wenn sie glaubt, in der Ausübung ihrer 
Befugnisse behindert oder wegen ihrer Tätigkeit be- 
nachteiligt zu sein. 

§ 17 

Beschwerden gegen die Vertrauensperson 

Über Beschwerden nach der Wehrbeschwerdeord- 
nung gegen die Vertrauensperson oder den nach § 13 
Abs. 1 eingetretenen Stellvertreter entscheidet deren 
nächsthöherer Disziplinarvorgesetzter. 


ABSCHNITT 3 

Beteiligung der Vertrauensperson 

UNTERABSCHNITT 1 
Allgemeines 

§ 18 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Die Vertrauensperson soll zur verantwortungs- 
vollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Untergebenen sowie zur Festigung des kamerad- 
schaftlichen Vertrauens innerhalb des Bereiches bei- 
tragen, für den sie gewählt ist. 

(2) Vertrauensperson und Disziphnarvorgesetzter 
arbeiten im Interesse der Soldaten des Wahlbereiches 
und zur Erfüllung des Auftrages der Streitkräfte mit 
dem Ziel der Verständigung eng zusammen. 

(3) Der Disziphnarvorgesetzte hat die Vertrauens- 
person bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt- 
zen. Die Vertrauensperson wird über Angelegenhei- 
ten, die ihre Aufgaben betreffen, rechtzeitig und um- 
fassend unterrichtet. Ihr ist während des Dienstes Ge- 
legenheit zu geben, Sprechstunden innerhalb dienst- 
hcher Unterkünfte und Anlagen abzuhalten, soweit 
dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderhch 
ist und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

§ 19 

Besondere Pflichten des Disziplinarvorgesetzten 

(1) Der Disziphnarvorgesetzte hat alle Soldaten als- 
bald nach Diensteintritt über die Rechte und Pflichten 
der Vertrauensperson zu unterrichten. 
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(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauens- 
person und ihre Stellvertreter unverzüglich nach ihrer 
Wahl in ihr Amt einzuweisen. 

(3) Vertrauensperson und deren Stellvertreter, die 
erstmalig in ihr Amt gewählt worden sind, werden auf 
Brigade — oder vergleichbarer Ebene — in Seminaren 
für ihre Aufgaben ausgebildet. 

(4) Bataillonskommandeure und Disziplinarvorge- 
setzte in entsprechenden Dienststellungen führen 
mindestens einmal im Kalendervierteljahr mit den 
Disziplinarvor ge setzten und Vertrauenspersonen ih- 
res Bereichs eine Besprechung über Angelegenheiten 
von gemeinsamem Interesse aus dem Aufgabenbe- 
reich der Vertrauensperson durch. Den Vertrauens- 
personen ist im Benehmen mit den zuständigen Diszi- 
plinarvorgesetzten Gelegenheit zu geben, sich auf 
diese Besprechungen vorzubereiten, 

(5) Der Vertrauensperson ist im Rahmen der gesetz- 
lichen Regelungen Freistellung vom Dienst zu gewäh- 
ren, wenn sie durch die Erfüllung ihrer Aufgaben über 
die Rahmendienstzeit hinaus beansprucht wird. 


UNTERABSCHNITT 2 
Formen der Beteiligung 

§ 20 

Anhörung 

Der Vertrauensperson sind beabsichtigte Maßnah- 
men und Entscheidungen, zu denen sie anzuhören ist, 
rechtzeitig mitzuteilen. Ihr ist Gelegenheit zur Äuße- 
rung zu geben. 

§21 

Vorschlagsrecht 

(1) Soweit der Vertrauensperson ein Vorschlags- 
recht zusteht, hat der Disziphnarvor ge setzte die Vor- 
schläge der Vertrauensperson mit ihr zu erörtern. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, kann die 
Vertrauehsperson ihr Anliegen dem nächsthöheren 
Disziplinarvor ge setzten vortragen. Dieser entscheidet 
im Rahmen seiner Zuständigkeit abschließend. Er soll 
die Ausführung eines Befehls oder einer sonstigen 
Maßnahme bis zu seiner Entscheidung aussetzen, 
wenn dem nicht dienstliche Gründe entgegenste- 
hen, 

(3) Geht ein Vorschlag der Vertrauensperson über 
den Bereich hinaus, für den sie gewählt ist, hat der 
Disziplinarvorgesetzte den Vorschlag mit einer Stel- 
lungnahme seinem nächsten Disziplinarvorgesetzten 
vorzulegen. 

(4) Entspricht der zuständige Disziplinarvorgesetzte 
einem Vorschlag nicht oder nicht in vollem Umfang, 
teilt er der Vertrauensperson seine Entscheidung un- 
ter Angabe der Gründe mit. 


§22 

Mitbestimmung 

Unterliegt eine Maßnahme oder Entscheidung der 
Mitbestimmung, ist die Vertrauensperson rechtzeitig 
durch den für die Maßnahme oder Entscheidung zu- 
ständigen Vorgesetzten zu unterrichten und ihr Gele- 
genheit zur Äußerung zu geben. Kommt eine Eini- 
gung nicht zustande, ist die Maßnahme oder Entschei- 
dung auszusetzen und der nächsthöhere Vorgesetzte 
anzurufen. Entscheidet dieser abweichend vom Vor- 
schlag, ist die Entscheidung gegenüber der Vertrau- 
ensperson schriftlich zu begründen. 


UNTERABSCHNITT 3 
Aufgabengebiete 

§23 

Personalangelegenheiten 

(1) Die Vertrauensperson soll durch den nächsten 
Disziplinarvorgesetzten bei folgenden Personalmaß- 
nahmen auf Antrag des betroffenen Soldaten ange- 
hört werden: 

1. Versetzungen mit Ausnahme der Versetzung im 
Anschluß an die Grundausbildung und im Rahmen 
festgelegter Ausbildungsgänge, 

2. Kommandierungen mit einer Dauer von mehr als 
drei Monaten, ausgenommen Lehrgänge, 

3. Anträgen auf Statuswechsel in das Dienstverhält- 
nis eines Soldaten auf Zeit oder Berufssoldaten, 

4. Wechsel auf einen anderen Dienstposten, 

5. Weiterbildungsmaßnahmen, 

6. vorzeitigen Beendigungen des Dienstverhältnis- 
ses, sofern das Soldaten- oder Wehrpflichtgesetz 
einen Ermessensspielraum einräumt, 

7. verbleiben im Dienst über die besonderen Alters- 
grenzen des § 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 
Abs. 2 des Soldatengesetzes und 

8. Anträgen auf Genehmigung einer Nebentätigkeit, 
Sonderurlaub, Laufbahnwechsel. 

(2) Der Disziphnarvorgesetzte teilt die Äußerung 
der Vertrauensperson zu der beabsichtigten Personal- 
maßnahme der personalbearbeitenden Stelle mit. Das 
Ergebnis der Anhörung ist in die Personalentschei- 
dung einzubeziehen. 

(3) Die Vertrauensperson soll stets gehört werden 
bei der Auswahl von Soldaten ihres Wahlbereichs für 
Beförderungen in der Laufbahn der Mannschaften, 
bei denen der nächste Disziplinarvorgesetzte ein Aus- 
wahlermessen hat. 
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§24 

Dienstbetrieb 

(1) Der nächste Disziplinarvor gesetzte soll die Ver- 
trauensperson zur Gestaltung des Dienstbetriebes an- 
hören. Die Vertrauensperson hat das Recht, Vor- 
schläge zu unterbreiten. 

(2) Zum Dienstbetrieb gehören alle Maßnahmen, 
die im Dienstplan festgelegt werden und den Innen- 
dienst, den Ausbildungsdienst sowie Wach- und Be- 
reitschaftsdienste betreffen. Ausgenommen sind Fra- 
gen, die sich auf Ziele und Inhalte der Ausbildung 
— ohne politische Bildung — und auf Fragen des Ein- 
satzes beziehen. 

(3) Die Vertrauensperson hat ein Vorschlagsrecht 
bei der Gewährung von Freistellung vom Dienst für 
die Einheit oder Teileinheiten sowie bei der Festle- 
gung der dienstfreien Werktage. 

(4) Auf Antrag des betroffenen Soldaten soll die 
Vertrauensperson bei der individuellen Gewährung 
von Freistellung vom Dienst angehört werden. 

§25 

Betreuung und Fürsorge 

(1) Der Disziplinarvorgesetzte beruft die Ver- 
trauensperson oder einen von ihr oder der Versamm- 
lung der Vertrauenspersonen benannten Soldaten 
zum ständigen Mitglied solcher Ausschüsse, die der 
Dienstherr zur Erfüllung seiner Fürsorgepflicht gemäß 
§ 31 des Soldatengesetzes eingerichtet hat. 

(2) Benutzerordnungen für Betreuungseinrichtun- 
gen eines Standortes oder einer Truppenunterkunft 
unterliegen der Mitbestimmung durch die Ver- 
trauensperson. 

(3) Die Vertrauensperson hat ein Mitbestimmungs- 
recht bei der Entscheidung über die Verwendung von 
Mitteln aus Gemeinschaftskassen. 

(4) Die Planung von Veranstaltungen des außer- 
dienstlichen Gemeinschaftslebens bestimmt die Ver- 
trauensperson mit. Zur Durchführung von dienstli- 
chen Veranstaltungen geselliger Art ist sie anzuhö- 
ren. 

§26 

Berufsförderung 

(1) Die Vertrauensperson kann dem Disziplinarvor- 
gesetzten Vorschläge zur Berufsförderung machen, 
insbesondere 

1. in Fragen der Zusammenarbeit mit dem Berufsför- 
derungsdienst, vor allem zur Planung und zur 
Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung der 
Beruf sverbundenheit, 

2. zur Beschaffung berufsbildender und beruf sför- 
demder Literatur, 


3. zur Teilnahme an Kursen und Bildungsveranstal- 
tungen außerhalb des Dienstes und 

4. zur Besichtigung von Betrieben in der gewerbli- 
chen Wirtschaft. 

(2) Berufsförderung im Sinne des Absatzes 1 umfaßt 
berufsbildende Förderungsmaßnahmen nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz, zu deren Inanspruch- 
nahme die Mitwirkung oder das Einverständnis des 
Disziplinarvorgesetzten erforderlich ist, sowie son- 
stige berufsfördernde und berufsbildende Maßnah- 
men auf freiwilliger Basis. 

§27 

Ahndung von Dienstvergehen 

(1) Will der Disziplinarvorgesetzte Disziplinarmaß- 
nahmen verhängen, ist die Vertrauensperson vor der 
Entscheidung zur Person des Soldaten, zum Sachver- 
halt und zum Disziplinarmaß anzuhören. 

(2) Beabsichtigt die Einleitungsbehörde, gegen ei- 
nen Soldaten ein disziplinargerichtliches Verfahren 
einzuleiten, ist die Vertrauensperson zur Person des 
Soldaten und zum Sachverhalt anzuhören. 

(3) Der Sachverhalt ist der Vertrauensperson vor 
Beginn der Anhörung bekanntzugeben. Eine Anhö- 
rung zum Sachverhalt unterbleibt, sofern sie im Ein- 
zelfall nicht angebracht ist. 

(4) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzu- 
fertigen, die zu den Akten zu nehmen ist. 

§28 

Förmliche Anerkennungen 

(1) Die Vertrauensperson hat das Recht, Soldaten 
ihrer Wählergruppe für eine förmliche Anerkennung 
gemäß § 3 Abs. 1 der Wehrdisziplinarordnung vorzu- 
schlagen. 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte hat die Vertrauens- 
person vor der Erteilung einer förmlichen Anerken- 
nung anzuhören. 

(3) Vor dem Widerruf einer förmlichen Anerken- 
nung gemäß § 6 der Wehr disziplinär Ordnung ist die 
Vertrauensperson anzuhören. 

§29 

Auszeichnungen 

Die Vertrauensperson soll angehört werden, wenn 
ein Soldat ihrer Wählergruppe für einen Bestpreis, die 
Verleihung des Ehrenzeichens der Bundeswehr oder 
einen Orden vorgeschlagen werden soll. Die Anhö- 
rung erfolgt regelmäßig durch den nächsten Diszipli- 
narvorgesetzten des Soldaten, dem eine Auszeich- 
nung verliehen werden soll. 
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§30 

Beschwerdeverfahren 

(1) Betrifft eine Beschwerde nach den Bestimmun- 
gen der Wehrbeschwerdeordnung Fragen des Dienst- 
betriebes, der Fürsorge, der Berufsförderung oder des 
außerdienstlichen Gemeinschaftslebens, soll die Ver- 
trauensperson des Beschwerdeführers angehört wer- 
den. Betrifft die Beschwerde persöiüiche Kränkungen, 
soll die Vertrauensperson des Beschwerdeführers und 
des Betroffenen angehört werden. In Personalangele- 
genheiten (§ 23) soll die Vertrauensperson auf Antrag 
des Beschwerdeführers angehört werden. 

(2) Die Vertrauensperson kann im Verfahren nach 
der Wehrbeschwerdeordnung vom Beschwerdeführer 
als Vermittler gewählt werden. 

§31 

Ausschluß der Anhörung 

Eine Anhörung der Vertrauensperson nach diesem 
Abschnitt unterbleibt, wenn sie in derselben Sache als 
Vermittler nach der Wehrbeschwerdeordnung tätig 
war. In diesem Fall ist der Stellvertreter der Vertrau- 
ensperson anzuhören. 


ABSCHNITT 4 

Versammlungen der Vertrauenspersonen, 
Sprecher 

§32 

Versammlung der Vertrauenspersonen 

(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
vertreten die Interessen der Soldaten des Verbandes 
gegenüber dem Führer des Verbandes, des Wirt- 
schaftstruppenteils, dem Kasemenkommandanten 
und dem Standortältesten. 

(2) Die Versammlung der Vertrauenspersonen 
nimmt die gemeinsamen Interessen der Soldaten ihres 
Zuständigkeitsbereichs im Rahmen der Beteiligung 
nach §§24 bis 26 wahr. Sie soll darüber hinaus zu den 
Quartalsausbildungs- und Rahmendienstplänen ge- 
hört werden. 

§33 

Sprecher 

(1) Die Mitgheder der Versammlung der Ver- 
trauenspersonen wählen in gesonderten Wahlgängen 
aus den Laufbahngruppen einen Sprecher sowie ei- 
nen ersten und zweiten Stellvertreter. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet das Los. Der Sprecher, der erste 
und der zweite Stellvertreter müssen verschiedenen 
Laufbahngruppen angehören. Für die Dauer der Tä- 
tigkeit gelten §§ 9 bis 13 entsprechend. 

(2) Dem Sprecher obhegt die Geschäftsführung der 
Versammlung der Vertrauenspersonen. Er führt die 


von der Versammlung der Vertrauenspersonen gefaß- 
ten Beschlüsse aus und ist der Ansprechpartner des 
Führers des Verbandes. Gegenüber dem Führer des 
Wirtschaftstruppenteils, dem Kasernenkommandan- 
ten und dem Standortältesten nimmt er die Befugnisse 
der Versammlung der Vertrauenspersonen wahr. 

§34 

Besprechungen, Beschlußfähigkeit 

(1) Die Versammlungen der Vertrauenspersonen 
treten einmal im Kalendervierteljahr, auf Anregung 
des Führers des Verbandes, des Wirtschaftstruppen- 
teils oder des Kasernen- oder Standortkommandanten 
auch häufiger, zusammen. Die Besprechungen finden 
in der Regel während der Dienstzeit statt. Bei der 
Anberaumung ist auf die diensthchen Erfordernisse 
Rücksicht zu nehmen. Die Disziphnarvorgesetzten 
sind vom Zeitpunkt der Besprechung vorher zu ver- 
ständigen. Soweit auf Verbandsebene oder am Stand- 
ort Personalvertretungen nach § 5 gebildet worden 
sind, kann einem beauftragten Vertreter Gelegenheit 
zur Teilnahme gegeben werden, soweit gemeinsame 
Angelegenheiten besprochen werden. 

(2) Die Versammlung der Vertrauenspersonen ist 
beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer Mit- 
glieder anwesend ist. 

(3) Die Beschlüsse der Versammlung der Ver- 
trauenspersonen werden mit einfacher Stimmen- 
mehrheit der anwesenden Mitglieder gefaßt. Stim- 
menenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmen- 
gleichheit ist ein Antrag ab gelehnt. 


ABSCHNITT 5 

Beteiligung der Personalvertretung 
der Soldaten 

§35 

Wahl, Zahl der Soldatenvertreter 

Die Soldatenvertreter in Personalvertretungen nach 
§ 5 werden gleichzeitig mit den Personalvertretungen 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter, jedoch in 
einem getrennten Wahlgang, gewählt. Für die Wahl 
der Soldatenvertreter wird der nach den §§20 bis 22 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes einzuset- 
zende Wahlvorstand um einen wahlberechtigten Sol- 
daten erweitert. Die Zahl der Soldatenvertreter muß 
im gleichen Verhältnis zur Zahl der Soldaten stehen 
wie die Zahl der Personalratsmitgheder zur Zahl der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter; die Soldaten er- 
halten jedoch mindestens die in § 17 Abs. 3 und 5 
Satz 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes be- 
stimmte Zahl von Vertretern. Ist die Zahl der Soldaten 
geringer als eine Gruppe der Beamten, Angestellten 
oder Arbeiter, darf die Zahl der Soldatenvertreter 
nicht größer sein als die Zahl der Vertreter der stärke- 
ren Gruppe. Die Höchstzahl der Soldatenvertreter be- 
trägt 31. Die Soldaten gelten als weitere Gruppe im 
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Sinne des § 5 des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes. § 38 des Bundespersonalvertretungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 

§36 

Wahrnehmung der Befugnisse 
der Vertrauensperson 

In Angelegenheiten, die nur die Soldaten betreffen, 
haben die Soldatenvertreter die Befugnisse der Ver- 
trauensperson. In Angelegenheiten eines Soldaten 
nach der Wehrdiszipliniarordnung und der Wehrbe- 
schwerdeordnung nimmt die Befugnisse der Vertrau- 
ensperson der Offiziere, Unteroffiziere oder Mann- 
schaften derjenige Soldatenvertreter der entspre- 
chenden Laufbahngruppe wahr, der bei der Verhält- 
niswahl in der Reihenfolge der Sitze die höchste Teil- 
zahl, bei Mehrheitswahl die höchste Stimmenzahl er- 
reicht hat. Ist ein entsprechender Soldatenvertreter 
nicht vorhanden, werden die Befugnisse der Vertrau- 
ensperson von dem Mitglied der Soldatengruppe 
wahrgenommen, das nach § 32 des Bundespersonal- 
vertretungsgesetzes in den Vorstand der Personalver- 
tretung gewählt worden ist. 


§37 

Dienststellen ohne Personalrat 

In Dienststellen und Einrichtungen der Bundes- 
wehr, in denen für die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter auch im Falle einer Zuteilung zu einer be- 
nachbarten Dienststelle nach § 12 Abs. 2 des Bundes- 
personalvertretungsgesetzes ein Personalrat nicht ge- 
bildet ist, wählen die Soldaten Vertrauenspersonen 
nach § 2. 

§ 38 

Bezirkspersonalräte 

Durch Rechtsverordnung des Bundesministers der 
Verteidigung werden die den Behörden der Mittel- 
stufe nach § 6 Abs. 2 Satz 2 des Bundespersonalver- 
tretungsgesetzes entsprechenden müitärischen 
Dienststellen bestimmt, bei denen Bezirkspersonal- 
räte gebildet werden. 

§39 

Übergangsvorschrift 

Die Vorschriften über die Wahl der Vertraüensper- 
sonen und Soldatenvertreter nach §§ 2, 35 imd 37 fin- 
den erstmals Anwendung auf die Wahlen, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet und 
durchgeführt werden. 


Artikel 2 

Gesetz über den Vertrauensmann 
der Zivildienstleistenden 
(Zivildienstvertrauensmann-Gesetz — ZDVG — ) 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 
§1 

Beteiligung, Grundsatz 

(1) Die Beteihgung der Zivildienstleistenden 
{Dienstleistenden) in dienstlichen Angelegenheiten 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes soll zu einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit bei der Dienst ge- 
staltung und zu einer fürsorghchen Berücksichtigung 
der Belange des einzelnen Dienstleistenden beitra- 
gen. 

(2) Die Beteiligung der Dienstleistenden erfolgt re- 
gelmäßig durch Vertrauensmänner. 

(3) Das Recht des Dienstleistenden, sich in dienstii- 
chen und persönhchen Angelegenheiten an seine 
Vorgesetzten zu wenden sowie Anträge und Be- 
schwerden vorzubringen, bleibt unberührt. 

§2 

Vertrauensmann 

(1) Dienstleistende wählen in geheimer und unmit- 
telbarer Wahl aus ihren Reihen 

1. in Dienststellen oder in Lehrgängen mit fünf bis zu 
zwanzig Dienstleistenden je einen Vertrauens- 
mann und je einen Stellvertreter, 

2. in Dienststellen oder in Lehrgängen mit einund- 
zwanzig und mehr Dienstleistenden je einen Ver- 
trauensmann und je zwei Stellvertreter. 

(2) Für Lehrgänge entfällt die Wahl des Vertrauens- 
mannes und der Stellvertreter, wenn die voraussicht- 
hche Amtsdauer des Vertrauensmannes bis zur Been- 
digung des Lehrgangs weniger als zehn Kalendertage 
beträgt. 

(3) Wahlberechtigt sind alle Dienstleistenden, die 
dem Wahlbereich angehören, für den der Vertrauens- 
mann zu wählen ist. 

(4) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte des Wahlbe- 
reichs mit Ausnahme 

1. der Dienstleistenden, die infolge Richterspruchs 
die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu 
erlangen, nicht besitzen und 

2. der Dienstleistenden, die innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor dem Tage der Stimmabgabe 
durch das Verwaltungsgericht als Vertrauensmann 
abberufen worden sind. 

(5) Die Wahl wird nach den Grundsätzen geregelt, 
die für die Wahl des Vertrauensmannes von Mann- 
schaften in militärischen Einheiten gelten. Der Bun- 
desminister für Jugend, Famihe, Frauen imd Gesund- 
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heit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 
Durchführung der in Absatz 1 genannten Wahlen 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Wahlbereiche, 

2. die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die Be- 
stellung des Wahlvorstandes, die Festsetzung des 
Wahltermins, die Wahlbekanntmachungen, das 
Wählerverzeichnis, Einsprüche gegen das Wähler- 
verzeichnis, die Wahlvorschläge, die Bewerberli- 
ste, 

3. die Stimmabgabe, 

4. ein vereinfachtes Wahlverfahren für Lehrgänge, 

5. die Feststellung des Wahlergebnisses und dessen 
Bekanntmachung und 

6. die Aufbewahrung der Wahlakten. 

(6) Drei Wahlberechtigte, der Leiter der Dienststelle 
oder der Leiter des Lehrgangs können die Wahl inner- 
halb von vierzehn Tagen, vom Tage der Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses an gerechnet, beim Verwal- 
tungsgericht anfechten mit dem Antrag, die Wahl für 
ungültig zu erklären, wenn gegen wesentiiche Vor- 
schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder 
das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Be- 
richtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis nicht verändert oder beein- 
flußt werden konnte. 


§3 

Beteiligung des Betriebs- oder Personalrats 

(1) Der Vertrauensmann kann an Sitzungen des Be- 
triebs- oder Personalrats der Dienststelle beratend 
teilnehmen, wenn Angelegenheiten behandelt wer- 
den, die auch die Dienstleistenden betreffen. 

(2) Ist ein Vertrauensmann nicht gewählt, so können 
sich die Dienstleistenden mit ihren Anliegen an den 
für ihre Dienststelle zuständigen Betriebs- oder Perso- 
nalrat wenden. Dieser hat auf die Berücksichtigung 
der Anliegen, falls sie berechtigt erscheinen, bei dem 
Leiter des Betriebes oder der Verwaltung hinzuwir- 
ken. 


ABSCHNITT 2 

Rechtsstellung des Vertrauensmannes 
§4 

Schutz des Vertrauensmannes 

Der Vertrauensmann darf in der Ausübung seiner 
Befugnisse nicht behindert und wegen seiner Tätig- 
keit nicht benachteiligt oder begünstigt werden. 


§5 

Schweigepflicht 

(1) Der Vertrauensmann hat über die ihm in Aus- 
übung seiner Tätigkeit nach diesem Gesetz bekannt- 
gewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Still- 
schweigen zu bewahren. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für Angele- 
genheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür- 
fen. Die Schweigepflicht besteht ferner nicht gegen- 
über dem Bundesamt für den Zivildienst und den Mit- 
ghedern des für die Dienststelle zuständigen Betriebs- 
oder Personalrats. 


§6 

Unfallschutz 

Erleidet ein Dienstleistender anläßhch der Wahr- 
nehmung von Rechten oder der Erfüllung von Pflich- 
ten nach diesem Gesetz durch einen Unfall eine ge- 
sundheitliche Schädigung, die im Sinne des Zivil- 
dienstgesetzes eine Zivildienstbeschädigung wäre, so 
finden § 35 Abs. 5 und 8, § 47 und die §§ 49 bis 51 des 
Zivildienstgesetzes entsprechende Anwendung. 

§7 

Amtszeit 

(1) Die Amtszeit des Vertrauensmannes beträgt ein 
Jahr. Sie beginnt mit dem Tag der Wahl oder, wenn zu 
diesem Zeitpunkt noch ein Vertrauensmann im Amt 
ist, mit dem Ablauf von dessen Amtszeit. Schheßt sich 
die Amtszeit des neu zu wählenden Vertrauensman- 
nes nicht unmittelbar an, so verlängert sich die Amts- 
zeit des bisherigen Vertrauensmannes bis zur Neu- 
wahl, jedoch höchstens um zwei Monate. 

(2) Das Amt des Vertrauensmannes endet vor Ab- 
lauf der Amtszeit 

1. durch Niederlegung des Amtes, 

2. durch Verlust der Wählbarkeit oder 

3. durch rechtskräftige Entscheidung des Verwal- 
timgsgerichts. 

§8 

Niederlegung des Amtes 

Der Vertrauensmann kann durch schriftiiche Erklä- 
rung gegenüber dem Leiter der Dienststelle sein Amt 
niederlegen. Die Niederlegung des Amtes wird vom 
Leiter der Dienststelle dienstlich bekanntgemacht. 
Bei Lehrgängen tritt an die Stelle des Leiters der 
Dienststelle der Leiter des Lehrgangs. 
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§9 

Abberufung des Vertrauensmannes 

(1) Mindestens ein Viertel der Dienstleistenden des 
Wahlbereiches, der Leiter der Dienststelle, im Falle 
eines Lehrgangs der Leiter des Lehrgangs oder der 
Direktor des Bundesamtes für den Zivildienst kann 
beim Verwaltungsgericht beantragen, den Vertrau- 
ensmann wegen grober Vernachlässigung seiner ge- 
setzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung 
seiner gesetzlichen Pflichten als Vertrauensmann ab- 
zuberufen. Der Antrag auf Abberufung kann auch 
wegen eines sonstigen Verhaltens des Vertrauens- 
mannes gestellt werden, das geeignet ist, die verant- 
wortungsvolle Zusammenarbeit zwischen Vorgesetz- 
ten und Dienstleistenden oder das Zusammenleben 
innerhalb der Dienststelle ernsthaft zu beeinträchti- 
gen. 

(2) Auf Antrag eines der Antragsteller kann das Ver- 
waltungsgericht das vorläufige Ruhen des Amtes des 
Vertrauensmannes bis zur Entscheidung über den 
Abberufungsantrag anordnen. 

§ 10 

Eintritt des Stellvertreters 

(1) Endet das Amt des Vertrauensmannes vorzeitig 
(§ 7), so tritt der Stellvertreter ein. Ist kein Stellvertre- 
ter vorhanden, ist neu zu wählen. 

(2) Der Stellvertreter tritt auch ein, wenn der Ver- 
trauensmann an der Ausübung seines Amtes verhin- 
dert ist oder sein Amt ruht (§ 9 Abs. 2). 

(3) Die §§ 7 bis 9 gelten für den Stellvertreter ent- 
sprechend. 

§11 

Versetzung des Vertrauensmannes 

Der Vertrauensmann darf während der Dauer sei- 
nes Amtes gegen seinen Willen zu einer anderen 
Dienststelle nur versetzt werden, wenn dies auch un- 
ter Berücksichtigung seiner Stellung als Vertrauens- 
mann aus dienstlichen Gründen unvermeidbar ist. 
Dasselbe gilt für die zur Wahl vorgeschlagenen 
Dienstleistenden bis zum Wahltag. 

§ 12 

Beschwerderecht 

Der Vertrauensmann kann sich entsprechend § 41 
des Zivildienstgesetzes auch dann beschweren, wenn 
er glaubt, in der Ausübung seiner Befugnisse behin- 
dert oder wegen seiner Tätigkeit benachteiligt zu 
sein. 


§ 13 

Beschwerden gegen den Vertrauensmann 

Richtet sich eine Beschwerde gegen den Vertrau- 
ensmann, so entscheidet über sie der Direktor des 
Bundesamtes für den Zivildienst oder die von ihm 
hierfür bestellten Beamten des Bundesamtes, die die 
Befähigung zum Richteramt haben. 


ABSCHNITT 3 

Beteiligung des Vertrauensmannes 

UNTERABSCHNITT 1 
Allgemeines 

§ 14 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Der Vertrauensmann soll zur verantwortungs- 
vollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Dienstleistenden sowie zur Erhaltung des Vertrauens 
innerhalb der Dienststelle oder des Lehrgangs beitra- 
gen. 

(2) Der Vorgesetzte hat den Vertrauensmann bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Der 
Vertrauensmann ist über Angelegenheiten, die seine 
Aufgaben betreffen, rechtzeitig und umfassend zu un- 
terrichten. Ihm ist während des Dienstes Gelegenheit 
zu geben, Sprechstunden für Dienstleistende inner- 
halb der Dienststelle abzuhalten, soweit dies zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich ist und 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 


§ 15 

Pflichten des Vorgesetzten 

(1) Der Vorgesetzte hat alle Dienstleistenden als- 
bald nach Dienstantritt über die Rechte und Pflichten 
des Vertrauensmannes zu unterrichten und den Na- 
men des Vertrauensmannes bekanntzugeben. 

(2) Der Vorgesetzte hat den Vertrauensmann und 
seine Stellvertreter unverzüglich nach ihrer Wahl in 
ihr Amt einzuweisen. 

(3) Vertrauensmänner und deren Stellvertreter, die 
erstmals in ihr Amt gewählt worden sind, werden 
durch das Bundesamt für den Zivildienst auf ihre Auf- 
gaben vorbereitet. 

(4) Der Direktor des Bundesamtes oder von ihm 
beauftragte Beschäftigte des Bundesamtes führen 
mindestens einmal im Kalenderjahr mit Vorgesetzten 
und Vertrauensmännern eine Besprechung über An- 
gelegenheiten von gemeinsamem Interesse aus dem 
Aufgabenbereich des Vertrauensmannes durch. Den 
Vertrauensmännern ist im Benehmen mit den Vorge- 
setzten Gelegenheit zu geben, sich auf diese Bespre- 
chungen vorzubereiten. 
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(5) Dem Vertrauensmann ist im Rahmen der gesetz- 
hchen Regelimgen Freistellung vom Dienst zu gewäh- 
ren, wenn er durch die Erfüllung seiner Aufgaben als 
Vertrauensmann über die regelmäßige tägliche Ar- 
beitszeit hinaus beansprucht wird. 


UNTERABSCHNITT 2 
Formen der Beteihgung 

§ 16 

Anhörung 

Dem Vertrauensmann sind beabsichtigte Maßnah- 
men und Entscheidungen, zu denen er anzuhören ist, 
rechtzeitig mitzuteilen. Ihm ist Gelegenheit zur Äuße- 
rung zu geben. 


§ 17 

Vorschlagsrecht 

(1) Soweit dem Vertrauensmann ein Vorschlags- 
recht zusteht, hat der Vorgesetzte die Vorschläge des 
Vertrauensmannes mit ihm zu erörtern. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, kann der 
Vertrauensmann sein Anhegen dem nächsthöheren 
Vorgesetzten vortragen, sofern ein solcher vorhanden 
ist. Dieser entscheidet abschüeßend. Er soll die Aus- 
führung einer dienstlichen Anordnung oder einer son- 
stigen Maßnahme bis zu seiner Entscheidung ausset- 
zen, wenn dem diensthche Gründe nicht entgegenste- 
hen. 

(3) Entspricht der Vorgesetzte einem Vorschlag des 
Vertrauensmannes nicht oder nicht in vollem Umfang, 
teilt er dem Vertrauensmann seine Entscheidung un- 
ter Angabe der Gründe mit. 


§ 18 

Mitbestimmung 

Unterhegt eine Maßnahme oder Entscheidung der 
Mitbestimmung, ist der Vertrauensmann rechtzeitig 
durch den für die Maßnahme oder Entscheidung zu- 
ständigen Vorgesetzten zu unterrichten und ihm Ge- 
legenheit zur Äußerung zu geben. Kommt eine Eini- 
gung nicht zustande, ist die Maßnahme oder die Ent- 
scheidung auszusetzen und der nächsthöhere Vorge- 
setzte anzurufen, sofern ein solcher vorhanden ist. 
Entscheidet dieser abweichend vom Vorschlag, ist die 
Entscheidung gegenüber dem Vertrauensmann 
schrifthch zu begründen. 


UNTERABSCHNITT 3 
Aufgabengebiete 

§ 19 

Personalangelegenheiten 

(1) Der Vertrauensmann soll durch den Vorgesetz- 
ten bei folgenden Personalmaßnahmen auf Antrag 
des betroffenen Dienstleistenden angehört werden: 

1. Versetzungen aus diensthchen Gründen, 

2. Umsetzungen innerhalb der Dienststelle, 

3. vorzeitige Beendigungen des Dienstverhältnisses, 

sofern das Zivildienstgesetz einen Ermessensspiel- 
raum einräumt, und 

4. Anträgen auf Genehmigung einer Nebentätigkeit 

oder von Sonderurlaub. 

(2) Der Vorgesetzte teilt die Äußerung des Vertrau- 
ensmannes zu der beabsichtigten Personalmaßnahme 
der zuständigen Stelle mit. Das Ergebnis der Anhö- 
rung ist in die Personalentscheidung einzubeziehen. 

§ 20 

Dienstbetrieb 

(1) Der Vorgesetzte soll den Vertrauensmann zur 
Gestaltung des Dienstbetriebes anhören. Der Vertrau- 
ensmann hat das Recht, Vorschläge zu unterbreiten. 

(2) Zum Dienstbetrieb gehören alle Maßnahmen, 
die im Dienst-, Einsatz- oder Schichtplan festgelegt 
werden und Fragen der Arbeitsaufgaben, des inneren 
Dienstbetriebes, der Fürsorge und des außerdienstii- 
chen Gemeinschaftslebens betreffen. Ausgenommen 
sind Fragen, die sich auf Ziele und Inhalte der Lehr- 
gänge beziehen. 

(3) Auf Antrag des betroffenen Dienstleistenden soll 
der Vertrauensmann bei der individuellen Gewäh- 
rung von Freistellungen vom Dienst gehört werden. 

§21 

Betreuung und Fürsorge 

(1) Die Aufstellung von Benutzerordnungen für Be- 
treuungseinrichtungen unterüegen der Mitbestim- 
mung des Vertrauensmannes. 

(2) Die Planung von Veranstaltungen des außer- 
dienstlichen Gemeinschaftslebens bestimmt der Ver- 
trauensmann mit. Zur Durchführung von dienstlichen 
Veranstaltungen geselüger Art ist er zu hören. 

§22 

Ahndung von Dienstvergehen 

(1) Vor der Verhängung von Disziphnarmaßnahmen 
ist der Vertrauensmann zur Person des Dienstleisten- 
den und zum Sachverhalt anzuhören. 
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(2) Der Sachverhalt ist dem Vertrauensmann vor 
Beginn der Anhörung bekanntzugeben. 

(3) Über die Anhörung ist eine Niederschrift anzu- 
fertigen, die zu den Akten zu nehmen ist. 

§23 

Beschwerdeverfahren 

Betrifft eine Beschwerde Fragen des Dienstbetrie- 
bes, der Fürsorge oder des außerdienstlichen Gemein- 
schaftslebens, soll der Vertrauensmann des Be- 
schwerdeführers angehört werden. In Personalange- 
legenheiten (§ 19) soll der Vertrauensmann auf An- 
trag des Beschwerdeführers angehört werden. 

§24 

Ausschluß der Beteiligung 

Eine Beteihgung des Vertrauensmannes unter- 
bleibt, wenn er selbst Betroffener einer Personalmaß- 
nahme oder einer Disziplinarmaßnahme oder Be- 
schwerdeführer ist. In diesen Fällen ist der Stellvertre- 
ter des Vertrauensmannes zu beteiligen. 


§25 

Übergangsvorschrift 

Die Vorschriften über die Wahl des Vertrauensman- 
nes nach § 2 finden erstmals Anwendung auf die 
Wahlen, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eingeleitet und durchgeführt werden. 


Artikel 3 

Änderung und Außerkraftsetzung 
von Rechtsvorschriften 

1. Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), 
zuletzt geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie 
folgt geändert: 

a) § 35 wird wie folgt gefaßt: 

.§35 

Beteiligungsrechte der Soldaten 

Die Beteihgung der Soldaten regelt das Solda- 
tenbeteüigungsgesetz. " 

b) Die §§ 35 a und 35 b werden aufgehoben. 

c) § 35 c wird § 35 a. 

d) § 70 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) § 38 des Soldatenbeteiligungsgesetzes 
gilt entsprechend. “ 

2. Die Wehrbeschwerdeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 1972 (BGBl. I 
S. 1737, 1906) wird wie folgt geändert: 


a) Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt; 

„Das Beschwerderecht der Vertrauensperson 
regelt das Soldatenbeteiligungsgesetz.'' 

b) § 4 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Unmittelbare Vorgesetzte des Beschwerdefüh- 
rers oder desjenigen, über den die Beschwerde 
geführt wird (Betroffener), dürfen die Vermitt- 
lung nicht übernehmen. " 

c) § 10 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Beteihgung der Vertrauensperson re- 
gelt das Soldatenbeteihgungsgesetz." 

3. Die Wehr disziplinär Ordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. September 1972 (BGBl. I 
S. 1665), geändert durch Artikel 3 Änderungsge- 
setz vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2113), wird wie 
folgt geändert: 

a) § 5 Abs. 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

.§ 6a 

Beteihgung der Vertrauensperson 

Die Beteihgung der Vertrauensperson bei den 
Entscheidungen nach §§ 5 und 6 richtet sich 
nach § 28 Abs. 2 und 3 des Soldatenbeteih- 
gungsgesetzes. " 

c) § 25 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Zuständigkeit für die disziplinäre Ahn- 
dung von Dienstvergehen der Vertrauensper- 
son regelt § 14 Abs. 2 des Soldatenbeteihgungs- 
gesetzes. " 

d) § 26 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„3. die Tat von einer Vertrauensperson began- 
gen worden ist, es sei denn, daß die Voraus- 
setzungen des § 14 Abs. 2 Satz 2 des Solda- 
tenbeteihgungsgesetzes vorhegen. " 

e) § 28 Abs. 6 wird wie folgt neu gefaßt: 

„ (6) Die Beteihgung der Vertrauensperson er- 
folgt nach § 27 Abs. 1 des Soldatenbeteihgungs- 
gesetzes. " 

4. Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Juh 1986 (BGBl. I S. 1205), zu- 
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1292), wird wie folgt geän- 
dert: 

a) § 37 erhält folgende Fassung: 

„§37 

Beteihgung der Dienstleistenden 

Die Beteihgung der Dienstleistenden regelt 
das Gesetz über den Vertrauensmann der Zivil- 
dienstleistenden vom . . . (BGBl. IS... .)." 
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b) § 62b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beteihgung des Vertrauensmannes 
bei der Ahndung von Dienstvergehen richtet 
sich nach § 22 des Gesetzes über den Ver- 
trauensmann der Zivildienstleistenden vom 
(BGBl. IS... .). 

Fehlt ein Vertrauensmann, so ist der Betriebs- 
oder Personalrat zur Person des Dienstleisten- 
den und zum Sachverhalt anzuhören; der Sach- 
verhalt ist ihm vorher bekanntzugeben. '' 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Vertrauensmänner- 
wahlgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. IS. 1052), zuletzt 
geändert durch . . . (BGBl. IS....), außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1 . 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt die Beteiligung 
der Soldaten — bislang in den §§ 35, 35 a und 35 b des 
Soldatengesetzes (SG) — teilweise grundlegend neu. 
Er betrifft damit eine Angelegenheit der Verteidi- 
gung; für seinen Erlaß ist nach Artikel 73 Nr. 1 des 
Gnmdgesetzes — GG — der Bund ausschließlich zu- 
ständig. 


IL 

1. Rang und Funktion der Beteiligung in den Streit- 
kräften basieren auf dem aus dem Menschenbild 
des Grundgesetzes abgeleiteten Leitbild des 
„Staatsbürgers in Uniform" (vgl. § 6 SG). Der Sol- 
dat soll im Rahmen der Inneren Führung die gesell- 
schaftliche Werteordnung, die er zu verteidigen 
hat, auch im täglichen Dienst erleben. Dies erfor- 
dert seine unmittelbare Beteiligung. Beteiligung ist 
deshalb nicht nur ein juristischer Begriff, sondern 
sie fördert ebenso die Mündigkeit und Selbstver- 
antwortung aller Soldaten. 

2. Die Einrichtung der Vertrauensperson in den 
Streitkräften hat eine heraus gehobene Bedeutung 
im Rahmen der Konzeption der Inneren Führung. 
Sie hat ihre vornehmliche Aufgabe als Mittler zwi- 
schen dem Disziplinarvorgesetzten und den Solda- 
ten ihrer Wählergruppe, deren Interessen sie un- 
mittelbar persönlich erfährt und vertritt. Ihrer Tä- 
tigkeit kommt damit große Bedeutung für die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit, die Erhaltung des 
kameradschaftlichen Vertrauens und das innere 
Gefüge der Streitkräfte zu. 

Die in den Streitkräften bewährte Institution des 
Vertrauensmannes — nunmehr Vertrauensper- 
son — berücksichtigt als eigenständige Beteili- 
gungsform vor allem die 

— rechtliche und tatsächliche Stellung des Solda- 
ten, insofern sie sich grundlegend von den Ge- 
gebenheiten in anderen Bereichen des öffentli- 
chen Dienstes unterscheidet, 

— auftragsorientierte Organisations- und Befehls- 
struktur der Streitkräfte und deren notwendige 
Funktionsprinzipien, 

— allen Soldaten gemeinsame Interessenlage, der 
grundsätzlich eine einheitliche Form der Ver- 
tretung entsprechen soll, 


— Besonderheiten in Ausbildung imd Verwen- 
dung. 

3. Ausgehend von dieser Grundlage ist es das Ziel des 
Gesetzentwurfs, einerseits die Stellung der Ver- 
trauensperson zu stärken, andererseits die Beteili- 
gungstatbestände 

— in Personalangelegenheiten, 

— in Disziplinär- und Beschwerdeangelegenhei- 
ten, 

— in Fragen des Dienstbetriebes, 

— in Fragen der Fürsorge und Betreuung, 

— bei Auszeichnungen und förmlichen Anerken- 
nungen, 

— in Fragen des außerdienstlichen Gemein- 
schaftslebens 

zu erweitern. 

So erhält die Vertrauensperson ein Mitbestim- 
mungsrecht in bestimmten Betreuungs- und Für- 
sorgeangelegenheiten. Ihr wird ein Anhörungs- 
recht bei bestimmten Personalmaßnahmen einge- 
räumt. Sie erhält weiteren Einfluß auf die Ausge- 
staltung des Dienstbetriebes und ein gesetzliches 
Beteiligungsrecht im Verfahren einer förmlichen 
Anerkennung, Auszeichnung und in Disziplinar- 
verfahren. Schließlich wird ihre Beteiligung im Be- 
schwerdeverfahren nach der Wehrbeschwerdeord- 
nung gesetzlich geregelt. 


III. 

Der Gesetzentwurf regelt umfassend die Beteili- 
gungsrechte der Soldaten. Bislang fanden sich organi- 
satorische Regelungen, insbesondere zu den Rechten 
und Pflichten der Vertrauensperson, in den verschie- 
denen Regelungen des Soldatengesetzes, Vertrauens- 
männerwahlgesetzes — VMWG — , der Wehrbe- 
schwerdeordnung — WBO — und der Wehrdiszipli- 
narordnung — WDO. Diese Regelungen sind in den 
Gesetzentwurf größtenteils übernommen worden, da 
sie sich bewährt haben. Soweit erforderlich, wurden 
an den entsprechenden Stellen dieser Gesetze Ver- 
weisungsnormen aufgenommen. 


rv. 

Ein Kernpunkt des Gesetzentwurfs ist die Einrichtung 
von Versammlungen der Vertrauenspersonen auf 
Standort- und Verbands ebene. Damit soll erstmals 
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den Vertrauenspersonen Gelegenheit gegeben wer- 
den, sich am Willensbildungsprozeß dort zu beteili- 
gen, wo beteihgungsfähige Entscheidungen getroffen 
werden. Der Entwurf berücksichtigt dabei, daß eine 
Vielzahl von Entscheidungen, die die Soldaten direkt 
betreffen, in die Zuständigkeit von Vorgesetzten fal- 
len, zu denen die Vertrauensperson bislang gesetzlich 
keinen Zugang hatte. 

Häufig finden sich Standorte und Kasernen, die meh- 
rere Einheiten und Verbände umfassen, in denen An- 
gelegenheiten von allgemeiner Bedeutung, die aber 
auch direkt den einzelnen berühren, zentral durch 
Kasernenkommandanten oder Standortälteste gere- 
gelt werden. Durch den Zusammentritt aller Vertrau- 
enspersonen eines Verbandes, Wirtschaf ts trupp en- 
teils und Einheiten oder Verbände, die in einer Ka- 
serne oder einem Standort imtergebracht sind, erhält 
in solchen Angelegenheiten der einzelne Soldat über 
die Vertrauensperson seiner Wahl die Möglichkeit der 
Beteihgung am entsprechenden Willensbildungspro- 
zeß. Auf der anderen Seite erhält der jeweilige Kaser- 
nenkommandant oder Standortälteste in der Ver- 
sammlung der Vertrauenspersonen und deren Spre- 
cher einen Ansprechpartner, der es ihm ermögücht, 
seine Entscheidung auf eine möglichst breite Basis der 
Information zu stellen und damit letztlich die Akzep- 
tanz bei den Betroffenen zu erhöhen. 

Gleiches gilt für die Einrichtung von Gremien der Ver- 
trauenspersonen auf Verbandsebene, da dort Rah- 
menentscheidungen getroffen werden, insbesondere 
was die Ausgestaltung der Dienstpläne angeht, bei 
denen die Vertrauenspersonen der einzelnen Einhei- 
ten ihre Kenntnisse und Informationen einbringen 
können müssen. 


V. 

Die Beteihgung der Zivildienstleistenden ist bisher in 
§ 37 des Zivildienstgesetzes (ZDG) geregelt und ist 
der bisherigen Regelung der Stellung und der Aufga- 
ben des Vertrauensmannes der Soldaten in § 35 des 
Soldatengesetzes nachgebildet. In Anlehnung an die 
Neuordnung der Beteihgung der Soldaten wird auch 
die Beteihgung der Zivildienstleistenden an den sie 
betreffenden Angelegenheiten in den Dienststellen 
durch Vertrauensmänner neu geregelt, soweit dies 
mit dem Zivildienstverhältnis als einem öffenüich- 
rechthchen, auf der aUgemeinen Wehrpflicht beru- 
henden Dienstverhältnis vereinbar ist. Dabei werden 
die Rechtsstellung der Vertrauensmänner verstärkt 
und deren Aufgaben eindeutiger festgelegt sowie die 
Mitwirkung in ihrem Verfahrensablauf und hinsicht- 
hch der einzelnen Mitwirkungsangelegenheiten aus- 
gebaut. Gleichzeitig werden wichtige Vorschriften 
über die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit, die 
Amtsdauer, die Amtsniederlegung, die Abberufung, 
den Stellvertreter und den Schutz des Vertrauens- 
mannes aus der bisherigen Verordnung über die Wahl 
und die Amtsdauer der Vertrauensmänner der Zivil- 
dienstleistenden vom 20. August 1976 (BGBl. I 
S. 2390) in das Gesetz übernommen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Soldatenbeteihgungsgesetz) 

Zu§l 

Die Regelung legt in Absatz 1 den Grundsatz der Be- 
teihgung des Soldaten in dienstrechthchen Angele- 
genheiten fest und stellt die Beteihgungsorgane vor. 

Absatz 2 bestätigt die bewährte Beteihgung durch die 
Vertrauensperson — früher Vertrauensmann — und 
das auf ihr aufbauende Beteihgungsorgan der Ver- 
sammlung der Vertrauenspersonen als Regel. Die Be- 
teihgung durch Personalvertretungen nach dem Bun- 
despersonalvertretungsgesetz bildet aufgrund der Be- 
sonderheiten im mihtärischen Gefüge (vgl. die Aus- 
führungen zu A. II. 2.) und der Anzahl der personal- 
ratsfähigen Dienststellen in den Streitkräften die Aus- 
nahme. Absatz 3 stellt klar, daß durch die Regelungen 
des Beteihgungsgesetzes nicht das Recht des einzel- 
nen berührt wird, sich an seine Vorgesetzten zu wen- 
den. 


Zu §2 

Der Tatbestand übernimmt im wesenthchen die bis- 
herigen grundsätzhchen Regelungen des Vertrauens- 
männer-Wahlgesetzes zu Wählergruppen, Wahlbe- 
reichen und zur Wahlberechtigung. 

Absatz 1 betont, daß die Soldaten Vertrauensperso- 
nen wählen. Es werden nur die Wahlbereiche für die 
Wahl der Vertrauenspersonen aufgeführt, die als 
Oberbegriffe für verschiedene Organisationsele- 
mente verwendet werden. So gehören zum Wahlbe- 
reich „Schulen" auch sonstige vergleichbare Lehrein- 
richtungen. Unter die Regelungen fallen z. B. auch 
deutsche Anteile in und bei internationalen Stäben, 
Einrichtungen und Truppenteilen. 

Die Absätze 2 und 3 regeln als zentrale gesetzliche 
Aussage das aktive und passive Wahlrecht. Die Num- 
mern 1 bis 3 bleiben dabei gegenüber der bisherigen 
Regelung in § 3 Abs. 2 VMWG unverändert. Die fol- 
genden Ausnahmen von der Wählbarkeit müssen neu 
geregelt werden. 

In Nummer 4 werden die Anforderungen an die Wähl- 
barkeit korrigiert. Nach geltendem Recht hat schon 
ein Disziplinär arrest von drei Tagen den Verlust der 
Wählbarkeit zur Folge. Demgegenüber verliert der 
Soldat, der nach § 34 als Soldatenvertreter gewählt 
werden kann, seine Wählbarkeit nicht infolge einer 
Disziplinarmaßnahme, sondern allein durch aus- 
drücklichen Richterspruch(§ 14 Abs. 1 Satz 2 Bundes- 
personalvertretungsgesetz). Aus Gründen der Gleich- 
behandlung und Rechtsstaatlichkeit sind daher die 
Wählbarkeitsvoraussetzungen an die entsprechenden 
Bestimmungen des Bundespersonalvertretungsgeset- 
zes anzugleichen. Im übrigen bleibt das Korrektiv des 
§ 10 erhalten. 

Nummer 5 räumt der Abberufung einer Vertrauens- 
person durch das Truppendienstgericht eine nachwir- 
kende Bedeutung dahin gehend ein, daß die Wieder- 
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wähl eines abberufenen Soldaten als Vertrauensper- 
son binnen eines Jahres ausgeschlossen ist. 

Absatz 4 enthält die Ermächtigung für den Bunde smi- 
nister der Verteidigung, Näheres zu den Wahlberei- 
chen, den Wählergruppen und dem Wahlverfahren in 
einer Rechtsverordnung zu regeln. Dies soll künftig 
eine zeitgerechte und flexiblere Anpassung an sich 
ändernde militärische Organisationsstrukturen er- 
möghchen. 

Absatz 5 regelt den Tatbestand der Wahlausnahme 
für den Fall, daß eine sinnvolle Wahlbereichsfestle- 
gung nicht möghch ist oder wegen der Kürze der 
Amtszeit die Wahl einer Vertrauensperson nicht ge- 
boten ist. 


Zu §3 

Die Vorschrift regelt die Wahlanfechtung. Sie ent- 
spricht der bisherigen Regelung in § 19 VMWG. 


Zu §4 

Mit dem Gremium der Vertrauenspersonen wird erst- 
mals ein Beteihgungsorgan oberhalb der Einheits- 
ebene für die Streitkräfte der Bundeswehr eingeführt. 
Hierdurch werden die Soldaten in die Lage versetzt, 
über ihre Vertrauenspersonen ihre gemeinsamen In- 
teressen auf einer Ebene einzubringen, auf der die 
jeweihgen, sie gemeinsam berührenden Entscheidun- 
gen getroffen werden. Auf der anderen Seite erhalten 
die Vorgesetzten die Möghchkeit, bei ihren Entschei- 
dungen die Auffassung der Betroffenen zu berück- 
sichtigen und so die Akzeptanz zu erhöhen. 

Absatz 1 bestimmt als Entscheidungsebenen für eine 
derartige Beteiligung den Verband oder eine ver- 
gleichbare Dienststelle, die Kaserne, den Standort 
oder den Wirtschaf tstruppenteil, da hier die Notwen- 
digkeit und Möglichkeit einer gemeinsamen Willens- 
bildung und Entscheidungsfindung gegeben ist. Ab- 
satz 2 berücksichtigt durch die Einrichtung von Spre- 
chern die Notwendigkeit, bei einem Zusammenschluß 
einer Vielzahl von Vertrauenspersonen organisatori- 
sche Abläufe zu regeln. 


Zu §5 

Ein weiteres Beteihgungsorgan für den Soldaten ist 
die Personalvertretung in den nicht in § 2 Abs. 1 auf- 
geführten Organisationsbereichen der Streitkräfte. 
Die Normierung indiziert — wie bisher — , daß für Sol- 
daten in Personalvertretungen die materiell-rechtii- 
chen Bestimmungen des Bundespersonalvertretungs- 
gesetzes gelten, sofern in den nachfolgenden Bestim- 
mungen nichts anderes vorgesehen ist oder sich aus 
der Gesetzessystematik etwas anderes ergibt. Aus 
diesem Grund gelten ohne besondere Verweisungen 
z. B. die Regelungen über die Amtszeit und Ge- 
schäftsführung des Personalrats und die Rechtsstel- 
lung der Personalratsmitgheder. Hingegen entfällt 


z. B. eine Wahl von Soldaten zu Jugend- und Auszu- 
bildendenvertretungen. 

Soldaten, die Wehrdienst auf Grund des Wehrpfhcht- 
gesetzes leisten, wählen keine Personalvertretungen 
nach § 5. Die gegenüber der Wahlperiode einer Per- 
sonalvertretung nur kurze Dauer des Wehrdienstes 
ermöghcht keine effektive Ausübung des Wahlrechts. 
Da entsprechende Regelungen im Bundespersonal- 
vertretungsgesetz nicht zur Verfügung stehen, ist der 
Rückgriff auf die Wahl der Vertrauenspersonen die 
einzig sinnvolle Lösung. 


Zu §6 

Eine gebotene vertrauensvolle Zusammenarbeit und 
die Mittlerfunktion der Vertrauensperson zwischen 
Vorgesetzten und Soldaten (vgl. oben A.II.2.) lassen 
sich nur verwirklichen, wenn zwischen allen Beteilig- 
ten ein Vertrauensverhältnis besteht. Die Regelung 
verpflichtet deshalb die Vertrauensperson in Absatz 1 
zu Stillschweigen über alle in der Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen. Absatz 2 
nimmt hiervon Angelegenheiten oder Tatsachen aus, 
die jedermann bekannt, zumindest ohne weiteres er- 
kennbar sind oder ihrem Inhalt oder Gewicht nach der 
Geheimhaltung nicht bedürfen. Bei der Bewertung 
dieser Frage ist nicht nur das dienstliche Interesse, 
sondern auch das individuelle Interesse des betroffe- 
nen Soldaten zu berücksichtigen. 


Zu § 7 

Das Vertrauensverhältnis zwischen der Vertrauens- 
person und dem nächsten Disziphnarvorgesetzten, in 
dessen Zuständigkeit grundsätzhch die Beurteilung 
der Soldaten fällt, soll nicht durch eine Bewertung von 
Leistling und Eignung, die über die weitere berufliche 
Entwicklung mitentscheidet, belastet werden. Der 
Tatbestand überträgt daher die Zuständigkeit für die 
Erstellung derartiger Beurteilungen auf den nächst- 
höheren Disziphnarvorgesetzten. Das gleich gilt für 
den nach § 13 Abs. 1 eingetretenen Vertreter der Ver- 
trauensperson, 


Zu § 8 

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 35 b des Soldatengesetzes. 


Zu §9 

Der Tatbestand regelt die Dauer der Amtszeit der Ver- 
trauensperson wie bisher in § 20 Abs. 1 Satz 1 und 2, 
Abs. 2 VMWG. Der Inhalt des § 20 Abs. 1 Satz 3 
VMWG (Amtsdauer der Vertrauensmänner von Lehr- 
gängen und in der Grundausbildung) konnte auf 
Grund der Definition von „Lehrgängen" und „Grund- 
ausbildung" als Wahlbereiche in der entsprechenden 
Rechtsverordnung (vgl. § 2 Abs. 4) entfallen. Es be- 
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darf keiner ausdrücklichen Erwähnung, daß mit ihrem 
Ende auch das Amt der Vertrauensperson endet. Eine 
Vertrauensperson ohne Wählergruppe in einem exi- 
stenten Wahlbereich kann es zwangsläufig nicht ge- 
ben. 


Zu § 10 

Die Regelung entspricht der des bisherigen § 21 
VMWG. 


Zu§ 11 

Die Regelung entspricht im wesentiichen der des bis- 
herigen § 22 VMWG. Die Änderung in Absatz 1 Satz 1 
ist notwendig, weil der zuständige Disziphnarvorge- 
setzte bereits der nächsthöhere sein kann. Durch die 
Bezugnahme auf den zuständigen Disziphnarvor ge- 
setzten mit den Worten „oder dessen nächster Diszi- 
phnarvor gesetzter" wird die Legitimation für den Ab- 
berufungsantrag unmißverständhch geregelt. 


Zu § 12 

Satz 1 entspricht der bisherigen Regelung in § 23 
VMWG, Die Neuregelung in Satz 2 berücksichtigt, 
daß durch den Vertrauens Verlust, der sich in einem 
Antrag nach § 11 Abs. 1 manifestiert, für die Dauer 
dieses Verfahrens die gebotene vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit und Mittlerfunktion in der Person der 
gewählten Vertrauensperson nicht mehr sicherge- 
steUt ist. 


Zu § 13 

Der Tatbestand entspricht der bisherigen Regelung 
des § 24 VMWG und nimmt den neuen Ruhenstatbe- 
stand des § 12 Satz 2 mit auf. Damit regelt Absatz 1 
den Eintritt in den Fällen einer absehbar endgültigen 
Amtsaufgabe, während Absatz 2 nur den Eintritt des 
Stellvertreters bei einer vorübergehenden Abwesen- 
heit, z. B. aus Urlaubs- oder Krankheitsgründen, nor- 
miert. 


Zu § 14 

Der Tatbestand übernimmt im wesentiichen die Rege- 
lungen des bisherigen § 25 Abs. 1 und 2 VMWG. Wie 
bei § 25 Abs. 1 WDO ist es auch hier geboten, dem 
Sonderfall der Zusammenarbeit der Vertrauensper- 
son mit ihrem nächsthöheren Disziphnarvorgesetzten 
in bestimmten Wahlbereichen dadurch Rechnung zu 
tragen, daß die Zuständigkeit für die disziphnare Erle- 
digung von Dienstvergehen ausdrücklich auf die 
nächsthöhere Stufe der Disziplinargewalt angehoben 
wird. Gleiches gilt zum Schutz des nach § 13 Abs. 1 
eingetretenen Stellvertreters. 


Zu § 15 

Mit der Norm wird der Versetzungsschutz der Ver- 
trauensperson erstmals gesetzhch geregelt. Danach 
dürfen die Vertrauensperson und die für die Wahl vor- 
geschlagenen Soldaten gegen ihren Willen nicht ver- 
setzt oder für mehr als drei Monate kommandiert wer- 
den, es sei denn, dies ist aus dienstiichen Gründen 
unvermeidbar. Bei der Prüfung dieser Frage ist die 
Stellung des Soldaten als Vertrauensperson zu be- 
rücksichtigen. 

Absatz 2 schränkt den Versetzungsschutz bei einer 
Versetzung aus dem Ausland ein. 


Zu § 16 

Über den Wortlaut des § 1 Abs. 1 WBO hinaus gibt die 
Regelung der Vertrauensperson auch ein Beschwer- 
derecht, soweit sie glaubt, wegen ihrer Tätigkeit als 
Vertrauensperson benachteiligt oder in der Ausübung 
behindert zu werden. Das der Vertrauensperson wie 
jedem Soldaten zustehende Eingaberecht nach § 7 
des Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Deut- 
schen Bundestages vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677), 
zuletzt geändert durch . . . (BGBl. IS....), sich auch in 
den Angelegenheiten an den Wehrbeauftragten zu 
wenden, mit denen die Vertrauensperson auf Grund 
ihres Amtes befaßt ist, bleibt unberührt. 


Zu § 17 

Zum Schutz des besonderen Vertrauensverhältnisses 
und der Mittierfunktion der Vertrauensperson wird 
die Zuständigkeit der Entscheidung über eine Be- 
schwerde gegen die Vertrauensperson oder den nach 
§ 13 Abs. 1 eingetretenen Stellvertreter dem nächst- 
höheren Disziphnarvorgesetzten übertragen (vgl. 
auch die Begründungen zu §§ 6 und 7). 


Zu § 18 

Die Regelung des Absatzes 1 entspricht im wesenth- 
chen dem bisherigen § 35 Abs. 4 Satz 1 SG. Der Be- 
griff der „Festigung" des kameradschaftiichen Ver- 
trauens wurde anstelle des Begriffes der „Erhaltung" 
im bisherigen § 35 Abs. 4 Satz 1 SG gewählt, um klar- 
zustellen, daß der Vertrauensperson eine besondere 
Verantwortung auch in die Fortentwicklung des ka- 
meradschaftiichen Vertrauens zukommt. Absatz 2 
postuhert die Pflicht zur vertrauensvollen Zusammen- 
arbeit von Vertrauensperson und Disziphnarvorge- 
setzten im Interesse der Soldaten und der Auftragser- 
füUung der Streitkräfte. In ihm artikuhert sich die 
zweifache Wirkung der Beteiligung der Soldaten 
durch Vertrauenspersonen: Förderung der Mündig- 
keit und Selbstverantwortung der Soldaten auf der 
einen Seite, Erhaltung und Stärkung des inneren Ge- 
füges der Streitkräfte als Aufgabe der Inneren Füh- 
rung auf der anderen Seite. 

Absatz 3 übernimmt die Regelung des bisherigen § 35 
Abs. 5 SG. 
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Zu § 19 

Der Tatbestand regelt die besonderen Pflichten des 
Disziplinarvorgesetzten im Hinblick auf die Tätigkeit 
der Vertrauensperson. 

Absätze 1 bis 3 regeln erstmals gesetzlich besondere 
Einweisungspflichten. 

Nach Absatz 1 sind zunächst alle Soldaten alsbald 
nach Dienstantritt, d. h. insbesondere rechtzeitig vor 
der Wahl einer Vertrauensperson, über deren Rechte 
und Pflichten zu unterrichten. 

Die Absätze 2 und 3 statuieren die Pflicht einer beson- 
deren Einweisung der gewählten Vertrauensperson in 
ihr Amt. 

Absatz 4 Satz 1 übernimmt die Regelung des bisheri- 
gen § 35 Abs. 6 SG. Sie gewährleistet eine Ausspra- 
che über Angelegenheiten von gemeinsamen Interes- 
sen nicht allein mit dem eigenen Disziphnarvorge- 
setzten, sondern auch mit denen anderer Einheiten im 
Beisein des jeweiligen Bataillonskommandeurs oder 
Disziphnarvorgesetzten in entsprechender Dienststel- 
lung. Die Regelung des Satzes 2 stellt klar, daß es für 
eine derartige Besprechung einer Vorbereitung be- 
darf. Hierzu ist den Vertrauenspersonen Gelegenheit 
zu geben. Absatz 5 trägt der Möghchkeit Rechnung, 
daß die Vertrauenperson ihre Tätigkeit auch über die 
Rahmendienstzeit hinaus ausdehnen muß. Für die so 
auf ge wendete Freizeit ist ihr — wie jedem anderen 
Soldaten mit dienstlich bedingter besonderer zeitli- 
cher Belastung, vgl. § 50 a des Bundesbesoldungsge- 
setzes in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Gesetzes 
vom 21. Februar 1989 (BGBL I S. 240) — Freistellung 
vom Dienst zu gewähren. Dies kann aber immer nur 
dann der Fall sein, wenn Gründe der Dienstgestaltung 
es der Vertrauensperson unmöglich machen, sich 
während der Sprechstunde nach § 18 Abs. 3 Satz 3 mit 
diesen Angelegenheiten zu befassen. 


Zu §20 

Der Tatbestand definiert das Beteihgungsrecht der 
Anhörung. 


Zu § 21 

Neben der Einführung eines Vorschlagrechtes als 
Form der Beteiligung in Absatz 1 regeln die Absätze 2 
und 3 die Folgen fehlender Einigung aufgrund der 
Ausübung des Vorschlagrechts. Danach kann die 
Vertrauensperson sich an den nächsten Disziplinar- 
vorgesetzten wenden. Bis zu dessen Entscheidung soll 
ein entgegenstehender Befehl oder eine Maßnahme 
ausgesetzt werden, um den nächsthöheren Diszipli- 
narvorgesetzten nicht vor vollendete Tatsachen zu 
stellen. Eine Einwendung gegen die Entscheiduiig 
des nächsthöheren Disziplinarvorgesetzten gibt es 
nicht. Das Beschwerde- und Eingaberecht der Ver- 
trauensperson nach § 16 Abs. 1 und 2 bleibt selbstver- 
ständhch unberührt. 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung des § 35 
Abs. 4 Satz 4 SG. 


Absatz 4 verpflichtet die Disziphnarvorgesetzten zu 
einer Begründung ihrer abweichenden Entschei- 
dung. 


Zu § 22 

Der Tatbestand definiert die Beteihgungsform der 
Mitbestimmung und regelt das Verfahren, falls eine 
Einigung nicht zustande kommt. Im Gegensatz zu der 
Regelung des § 21 Abs. 2 ist bis zur Entscheidung 
durch den nächsthöheren Disziphnarvorgesetzten bei 
fehlender Einigung die entsprechende Maßnahme 
oder der Befehl auszusetzen. 


Zu § 23 

Die Regelung führt enumerativ die Beteihgung in Per- 
sonalangelegenheiten auf. 

Absatz 1 schafft erstmals ein gesetzhches Anhörungs- 
recht (vgl. § 19) bei Versetzung (Nr. 1), Kommandie- 
rungen (Nr. 2), beantragtem Statuswechsel (Nr. 3), 
Dienstpostenwechsel (Nr. 4), Weiterbildungsmaßnah- 
men, die vom Dienstherrn angeboten werden, aber 
nicht Bestandteil der laufbahngebundenen Ausbil- 
dung sind (Nr, 5), vorzeitige Beendigung des Dienst- 
verhältnisses (Nr. 6), Verbleiben im Dienst über die 
besondere Altersgrenze des Soldatengesetzes hinaus 
(Nr. 7) sowie bei Anträgen auf Nebentätigkeit, Son- 
derurlaub oder Wechsel in eine andere Laufbahn 
(Nr. 8). 

Absatz 2 stellt sicher, daß die SteUungnahme der Ver- 
trauensperson bei der Personalentscheidung berück- 
sichtigt wird. Absatz 3 regelt die Beteihgung bei dem 
besonderen Auswahlverfahren für die Beförderung 
zum Obergefreiten von Soldaten der Laufbahnen der 
Mannschaften (Soldaten auf Zeit und Grundwehr- 
dienstleistende). Hierüber entscheidet — anders als 
bei sonstigen Beförderungen — in der Regel der näch- 
ste Disziphnarvorgesetzte im Rahmen eines ihm ein- 
geräumten Ermessens. Dies führt bei unterschiedh- 
cher Bewertung von Eignung, Befähigung und Lei- 
stung der Soldaten zu Abweichungen des Beförde- 
rungszeitpunktes in den Einheiten. 

Durch das eingeräumte Anhörungsrecht wird die Ent- 
scheidung des nächsten Disziphnarvorgesetzten auf 
eine breitere Basis gesteht. Den betroffenen Soldaten 
können die Gründe einer evtl. Abweichung des Beför- 
derungszeitpunktes von der Vertrauensperson ver- 
deuthcht werden. 


Zu §24 

Absatz 1 gibt ein Vorschlagsrecht zum Dienstbetrieb 
und entspricht dem bisherigen § 35 Abs. 4 Satz 2 
und 3 SG. Absatz 2 definiert den Dienstbetrieb und 
schheßt vom Vorschlagsrecht nach Absatz 1 Fragen 
aus, die sich auf Ziel und Inhalt der Ausbildung und 
den Einsatz beziehen. 
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Absatz 3 gibt dem Vertrauensmann ein Vorschlags- 
recht, soweit die einheitliche Gewährung von Freizeit 
für eine Vielzahl von Soldaten vorgesehen ist. 

Absatz 4 räumt dem Soldaten die Möghchkeit ein, die 
Vertrauensperson an der Aussprache mit dem näch- 
sten Disziphnarvor gesetzten bei der individuellen Ge- 
währung einer Freistellung vom Dienst zu beteili- 
gen. 


Zu § 25 

Ausschüsse nach Absatz 1, zu denen der Disziplinar- 
vorgesetzte die Vertrauensperson oder einen von ihr 
oder der Versammlung der Vertrauenspersonen be- 
nannten Vertreter zu berufen hat, sind insbesondere 
der Heimbewirtschaftungsausschuß und der Woh- 
nungsvergab eausschuß. 

Absatz 2 gewährt der Vertrauensperson ein Mitbe- 
stimmungsrecht (§ 22) bei der Aufstellung oder Ände- 
rung von Benutzerordnungen für Betreuungseinrich- 
tungen. 

Absatz 3 regelt, daß der Vertrauensperson bei Ent- 
scheidungen über die Verwendung von Geldmitteln 
aus Gemeinschaftskassen ein Mitbestimmungsrecht 
(§ 22) zukommt. 

Absatz 4 berücksichtigt, daß die Planungen von Ver- 
anstaltungen des außerdienstlichen Gemeinschaftsle- 
bens in erhebhchem Umfang in die Freizeitgestaltung 
der Soldaten eingreifen. Der Vertrauensperson wird 
durch Satz 1 daher insoweit ein Mitbestimmungsrecht 
(§22) eingeräumt. 

DiensÜiche Veranstaltungen geselhger Art sind für 
den Soldaten Dienst. Zur Durchführung ist die Ver- 
trauensperson anzuhören (§ 20). 


Zu § 26 

Die Regelung des Absatzes 1 begründet für die Ver- 
trauensperson ein gesetzliches Vorschlagsrecht zur 
Berufsförderung. Im Unterschied zur Anhörungs- 
pflicht nach § 23 Abs. 1 Nr. 5 handelt es sich dabei um 
Maßnahmen zur Berufsförderung nach dem Soldaten- 
versorgungsgesetz; dies stellt Absatz 2 klar. 


Zu § 21 

Absatz 1 entspricht im wesenthchen der bisherigen 
Regelung des § 28 Abs. 6 Satz 1 WDO. Neu aufge- 
nommen wurde die Pflicht der Anhörung der Vertrau- 
ensperson zum Disziplinarmaß. 

Absatz 2 regelt die Anhörung der Vertrauensperson 
durch den Wehrdisziphnaranwalt vor Einleitung eines 
disziplinargerichtlichen Verfahrens. Der Wehrdiszi- 
plinaranwalt hat dem Ersuchen der Einleitungsbe- 
hörde zu entsprechen (§ 74 Abs. 2 Satz 3 WDO). 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Regelung in § 28 
Abs. 6 Sätze 2 und 3 WDO. Einer Anhörung bedarf es 
zwangsläufig dann nicht, wenn die Vertrauensperson 


vorab darlegt, keine Erklärung ab geben zu wollen. 
Einer Übernahme dieser Regelung aus § 28 Abs. 6 
Satz 2 WDO bedurfte es daher nicht. 

Absatz 4 bestimmt in Ansehung der Bedeutung der 
Anhörung für den Soldaten die Schriftform. 


Zu §28 

Absatz 1 gibt der Vertrauensperson ein Vorschlags - 
recht zur Erteüung einer förmhchen Anerkennung. 

Absatz 2 verstärkt die bisherige Regelung des § 5 
Abs. 1 Satz 4 WDO, in dem sie die Anhörung der Ver- 
trauensperson vor Erteilung einer förmhchen Aner- 
kennung zwingend vorschreibt. 

Absatz 3 korrespondiert mit dem Vorschlagsrecht der 
Vertrauensperson nach Absatz 1 und gibt ihr ein An- 
hörungsrecht (§ 20) vor dem beabsichtigen Widerruf 
nach § 6 WDO. 


Zu § 29 

Vor bestimmten Auszeichnungen von Soldaten ihrer 
Wählergruppe soll die Vertauensperson angehört 
werden (§20), um die Entscheidung auf eine breitere 
Informationsbasis zu stellen. 


Zu § 30 

Absatz 1 übernimmt die bisherige Regelung des § 10 
Abs. 3 WBO. Eine Ausdehnung des Anhörungsrechts 
in Personalangelegenheiten durch Absatz 1 Satz 3 er- 
folgt nur auf Antrag des Beschwerdeführers, um die- 
sem die Entscheidung über den Umfang der Vertrau- 
hchkeit seiner Beschwerde zu belassen. Absatz 2 re- 
gelt die Befugnis zur Vermittlung in Beschwerdean- 
gelegenheiten im Gegensatz zum bisherigen Aus- 
schluß der Vertrauensperson in § 4 Abs. 3 Satz 3 WBO 
neu. Diese ergibt sich aus der Aufgabe der Ver- 
trauensperson, zur Erhaltung des kameradschafth- 
chen Vertrauens und des inneren Gefüges der Streit- 
kräfte beizutragen. Damit ist es allerdings ausge- 
schlossen, daß die Vertrauensperson ungerechtfertigt 
einseitig Partei ergreift. 


Zu §31 

Der Tatbestand ist Folge der Regelung in § 30. Die 
Tätigkeit als Vermittler soll nicht durch die eventuelle 
Notwendigkeit der Abgabe einer einseitigen Stel- 
lungnahme gegenüber dem Disziphnarvor gesetzten 
belastet werden. 


Zu § 32 

Die Norm regelt in Absatz 1 und 2 die Aufgaben der 
Versammlung der Vertrauenspersonen. Sie ist der Zu- 
sammenschluß aller Vertrauenspersonen der genann- 
ten Organisationsbereiche. 
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Absatz 2 stellt klar, daß die Versammlung der Ver> 
trauenspersonen die gleichen Beteiligungsrechte hat 
wie die Vertrauenspersonen auf Einheitsebene, so- 
weit Angelegenheiten der §§24 bis 26 auf der Ebene 
des Zuständigkeitsbereiches der Versammlung der 
Vertrauenspersonen geregelt werden können und 
müssen. 

Absatz 2 Satz 2 berücksichtigt, daß Quartals- und 
Rahmendienstpläne auf Verbandsebene oder der 
Ebene vergleichbarer Dienststellen aufgestellt wer- 
den, die sich bisher der Einflußnahme der Vertrauens- 
personen entzogen. 


Zu § 33 

Absatz 1 regelt die Wahl eines Sprechers und seiner 
Stellvertreter. Satz 3 sorgt für die notwendige Parität 
der Laufbahngruppen. 

Absatz 2 regelt die Aufgaben des Sprechers. Er ist für 
die Erledigung organisatorischer Angelegenheiten in 
der Versammlung der Vertrauenspersonen des Ver- 
bandes zuständig. Er nimmt darüber hinaus die Funk- 
tion der Versammlung auf Standort- und Kasernen- 
ebene oder der Ebene des Wirtschaftstruppenteils 
wahr, um in diesen Bereichen aufwendige Abstim- 
mungsverfahren im Rahmen der Beteihgung nach 
§§24 bis 26 zu vereinfachen. 


Zu §34 

Absatz 1 ermöghcht einen Willensbildungsprozeß im 
Rahmen der Beteihgungsrechte der Versammlung der 
Vertrauenspersonen. Über § 32 hat sie Anhörungs-, 
Vorschlags-, Benennungs- und Mitbestimmungs- 
rechte. Auch muß die Möglichkeit gegeben werden, 
Initiativen aus den Reihen der Vertrauenspersonen 
miteinander abzustimmen. 

Eine einmalige Versammlung innerhalb eines Kalen- 
dervierteljahres erscheint hierfür erforderlich und an- 
gemessen. Im übrigen stellt die Regelung sicher, daß 
bei Initiativen des zuständigen Vorgesetzten eine 
Versammlung der Vertrauenspersonen auch hierfür 
möglich ist. 

Absatz 1 Satz 5 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
Angelegenheiten im Zuständigkeitsbereich der Ver- 
sammlung der Vertrauenspersonen vielfach auch die 
Interessen der Angehörigen personalratsfähiger 
Dienststellen betreffen. Die eventuell notwendige Be- 
teiligung der Personalvertretungen nach dem Bun- 
despersonalvertretungsgesetz wird durch diese Rege- 
lung jedoch nicht ersetzt. 


Zu §§ 35 bis 38 

Die Vorschriften entsprechen im wesentlichen den 
bisherigen Regelungen des § 35a SG. 

Durch § 35 wird in Angleichung an § 20 Abs. 1 Satz 2 
des Bundespersonalvertretungsgesetzes sicherge- 
stellt, daß bei Personalratswahlen nur noch ein Wahl- 


vorstand gebildet wird. Eines eigenen Wahlvorstan- 
des für die Soldatenvertreterwahl bedarf es nicht. 

Die Beibehaltung des § 38 des Bundespersonalvertre- 
tungsgesetzes in § 35 dient der Klarstellung. Die Zu- 
ständigkeit für die Wahrnehmung der Befugnisse der 
Vertrauensperson durch die Soldatenvertreter wird 
deutlicher als bisher geregelt. In § 37 wird klarge- 
stellt, daß eine Rückkehr zur Wahl von Vertrauensper- 
sonen für die Soldaten nicht bereits dann erfolgt, 
wenn die Dienststelle oder Einrichtung wegen Nicht- 
erreichens der erforderlichen Zahl von mindestens 
fünf wahlberechtigten zivilen Beschäftigten keinen 
Personalrat wählen kann, sondern nur dann, wenn 
trotz Erfüllung aller Voraussetzungen für die Durch- 
führung der Personalratswahl, also nach Zuteilung zu 
einer benachbarten Dienststelle, ein Personalrat nicht 
gebildet wird. 

Die Verweisung in § 38 auf § 6 Abs. 2 Satz 2 des Bun- 
despersonalvertretungsgesetzes dient dazu, mihtäri- 
sche Dienststellen festzulegen, bei denen Bezirksper- 
sonalräte gebildet werden. 


Zu § 39 

Die Übergangsvorschrift stellt sicher, daß die gewähl- 
ten Vertrauenspersonen und Soldatenvertreter bis 
zum Ende der Amtszeit, für die sie gewählt sind, im 
Amt bleiben. 


Zu Artikel 2 (Zivildienstvertrauensmann-Gesetz) 

Zu §1 

Die Regelung der Absätze 1 und 2 entspricht der bis- 
herigen Regelung in § 37 Abs. 2 Satz 1 ZDG und legt 
den Grundsatz der Beteiligung der Zivildienstleisten- 
den in dienstlichen Angelegenheiten fest. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß durch das 
Vertrauensmann-Gesetz das Beschwerderecht der 
Dienstleistenden und das Recht, sich in Anträgen an 
ihre Vorgesetzten zu wenden, nicht eingeschränkt 
wird. 


Zu §2 

Absatz 1 übernimmt die bisherige Regelung des § 37 
Abs. 1 ZDG. 

Absatz 2 übernimmt die in § 1 Abs. 2 der bisherigen 
Wahlordnung enthaltene Wahlausnahme ins Gesetz. 

In Absatz 3 ist nunmehr die Wahlberechtigung der 
Dienstleistenden gesetzhch geregelt, die bisher in § 2 
der Wahlordnung der Vertrauensmänner der Zivil- 
dienstleistenden enthalten war. 

Absatz 4 regelt das passive Wahlrecht. Die Nummer 1 
ist in Anlehnung an § 14 Abs. 1 Satz 2 des Bundes- 
personalvertretungsgesetzes eingefügt worden. Die 
Nummer 2 entspricht § 3 der bisherigen Wahlordnung 
der Vertrauensmänner der Zivildienstleistenden. 
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In Absatz 5 wird die Ermächtigung des Bundesmini- 
sters für Jugend, Famihe, Frauen und Gesundheit 
festgelegt, die Wahlbereiche und das Wahlverfahren 
durch Rechtsverordnung im einzelnen festzulegen. 

In Absatz 6 ist das Verfahren der Wahlanfechtung 
geregelt, das in § 20 der bisherigen Wahlordnung ent- 
halten war. 


Zu §3 

In Absatz 1 ist in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Regelung in § 37 Abs. 5 ZDG die Möglichkeit für den 
Vertrauensmann geregelt, an Sitzungen des Betriebs- 
oder Personalrats der Beschäftigungsstelle beratend 
teünehmen zu können. 

In Absatz 2 ist die Beteihgung des Betriebs- oder Per- 
sonalrats für die Fälle geregelt, in denen ein Vertrau- 
ensmann in der Beschäftigungsstelle nicht gewählt 
ist, sei es, daß die Voraussetzungen für die Wahl nicht 
gegeben sind, sei es, daß die Dienstleistenden trotz 
Vorhegen der Wahlvoraussetzungen keinen Vertrau- 
ensmann gewählt haben. Die Regelung entspricht der 
bisherigen Regelung in § 37 Abs. 7 ZDG. 


Zu §4 

Die Vorschrift übernimmt die bisher in § 25 der Wahl- 
ordnung enthaltene Regelung über den Schutz des 
Vertrauensmannes gegen Behinderung und Benach- 
teihgung. Durch die Aufnahme ins Gesetz erhält die- 
ser Schutz eine stärkere rechtiiche Verankerung. 


Zu §5 

In Absatz 1 wird erstmals festgelegt, daß der Vertrau- 
ensmann über die ihm in Ausübung seines Amtes 
bekanntgewordenen Angelegenheiten Stillschwei- 
gen zu bewahren hat. Dies ist eine wesenthche Vor- 
aussetzung für die angestrebte vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit in der Dienststelle. 

Nach Absatz 2 sind von der Schweigepflicht ausge- 
nommen alle diejeiügen Angelegenheiten oder Tatsa- 
chen, die entweder jedermann bekannt oder sonstwie 
allgemein zugänghch sind. 


Zu §6 

Die Regelung über den Unfallschutz ist aus § 37 
Abs. 8 ZDG übernommen worden. Sie ist um eine Ver- 
weisung auf § 35 Abs. 8 ZDG erweitert worden. Da- 
durch ist sichergestellt, daß die Sterbegeldregelung 
zugunsten der Eltern oder Adoptiveltern eines an den 
Folgen einer Zivildienstbeschädigung verstorbenen 
Dienstleistenden auch auf den Fall Anwendung fin- 
det, daß ein Vertrauensmann bei der Wahrnehmung 
seines Amtes eine Zivildienstbeschädigung erleidet 
und an deren Folgen stirbt. 


Zu §7 

Absatz 1 entspricht § 21 Abs. 1 der bisherigen Wahl- 
ordnung. Die besondere Regelung für das Ende der 
Amtszeit bei Lehrgängen wurde nicht übernommen. 
Dieser Fall regelt sich nach Absatz 2 durch den Weg- 
fall der Wählbarkeit. 

Absatz 2 entspricht § 21 Abs. 2 der bisherigen Wahl- 
ordnung. 


Zu ^ 8 

Die Vorschrift entspricht § 22 der bisherigen Wahlord- 
nung. 


Zu §9 

Die Regelung des Absatzes 1 stimmt mit der Regelung 
von § 23 der bisherigen Wahlordnung überein. 

Absatz 2 berücksichtigt, daß für die Dauer eines Ab- 
berufungsverfahrens und des damit verbundenen 
Vertrauens Verlustes der Vertrauensmann die ihm ob- 
hegenden Aufgaben nicht sachgerecht wahrnehmen 
kann. 


Zu § 10 

Absatz 1 stimmt mit § 24 Abs. 1 der bisherigen Wahl- 
ordnung überein. 

Absatz 2 entspricht Absatz 2 von § 24 der bisherigen 
Wahlordnung, ist jedoch um das in § 9 Abs. 2 vorge- 
sehene Ruhen für die Dauer des Abberufungsverfah- 
rens erweitert worden. 

Durch Absatz 3 werden die Vorschriften über die 
Amtszeit (§7), die Niederlegung des Amtes (§ 8) und 
die Abberufung (§ 9) für den Stellvertreter entspre- 
chend anwendbar. 


Zu §11 

In Anlehnung an Artikel 1 § 14 wird der Versetzungs- 
schutz des Vertrauensmannes erstmals gesetzhch ge- 
regelt. Der Versetzungsschutz, der auch für die Wahl- 
kandidaten gilt, kann danach nur durch dienstliche 
Gründe außer Kraft gesetzt werden. 


Zu § 12 

Über § 41 ZDG hinaus gibt diese Regelung dem Ver- 
trauensmann auch dann ein Beschwerderecht, wenn 
er glaubt, wegen seiner Tätigkeit als Vertrauensmann 
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benachteihgt oder in der Ausübung seines Amtes be- 
hindert zu werden. 


Zu § 13 

Zum Schutz der besonderen Stellung des Vertrauens- 
mannes wird die Entscheidung über Beschwerden ge- 
gen den Vertrauensmann dem Bundesamt übertra- 
gen. 


Zu § 14 

Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung in § 37 
Abs. 2 Satz 1. 

Die Regelung des Absatzes 2 entspricht der bisheri- 
gen Regelung in § 37 Abs. 3 ZDG. 


Zu § 15 

Die Vorschrift regelt die besonderen Pflichten des 
Vorgesetzten im Hinblick auf die Tätigkeit des Ver- 
trauensmannes. 

Durch Absatz 1 soll sichergestellt werden, daß alle 
Dienstleistenden alsbald nach Beginn ihres Dienstes 
über die Rechte und Pflichten des Vertrauensmannes 
unterrichtet werden und damit auch zur Wahl eines 
Vertrauensmannes motiviert werden. Außerdem soll 
ihnen der in der Dienststelle gewählte Vertrauens- 
mann bekanntgemacht werden. 

Die Absätze 2 und 3 stellen Regeln für die besondere 
Einweisung des gewählten Vertrauensmannes in sein 
Amt auf. 

Absatz 4 entspricht der bisherigen Regelung des § 37 
Abs. 4. Sie ist erweitert worden um die Möglichkeit 
der Vertrauensmänner, sich auf die Besprechungen 
vorzubereiten. 

Absatz 5 berücksichtigt die Möghchkeit, daß ein Ver- 
trauensmann insbesondere bei größeren Dienststellen 
seine Tätigkeit als Vertrauensmann auch über seine 
regelmäßige tägliche Arbeitszeit hinaus ausdehnen 
muß. Da es sich hierbei um eine dienstiich bedingte 
besondere zeitiiche Belastung handelt, ist ihm hierfür 
Freistellung vom Dienst zu gewähren. Dies kann je- 
doch für den Regelfall nur dann zutreffen, wenn 
Gründe der Dienstgestaltung es dem Vertrauens- 
mann unmöghch machen, sich während der Sprech- 
stunde nach § 14 Abs. 2 Satz 3 mit diesen Angelegen- 
heiten zu befassen. 


Zu § 16 

Die Vorschrift umschreibt das Beteüigungsrecht der 
Anhönmg. 


Zu § 17 

Die Vorschrift regelt das Vorschlagsrecht und das da- 
bei einzuhaltende Verfahren. 


Zu § 18 

Die Vorschrift regelt das Mitbestimmungsrecht und 
das dabei einzuhaltende Verfahren. 


Zu § 19 

Absatz 1 zählt abschließend diejenigen Angelegen- 
heiten auf, in denen der Vertrauensmann in Personal- 
angelegenheiten zu beteiligen ist. Die Beteiligung ist 
daran gebunden, daß der von der Personalangelegen- 
heit betroffene Dienstleistende die Beteiligung des 
Vertrauensmannes beantragt hat. 

Absatz 2 stellt sicher, daß die Stellungnahme des Ver- 
trauensmannes in die Personalentscheidung einbezo- 
gen wird. 


Zu § 20 

Nach Absatz 1 erhält der Vertrauensmann ein Vor- 
schlagsrecht zur Gestaltung des Dienstbetriebes. 

In Absatz 2 ist der Begriff des Dienstbetriebes mit sei- 
nen Ausnahmen umschrieben. 

Absatz 3 räumt den Dienstleistenden die Möglichkeit 
ein, den Vertrauensmann bei der individuellen Ge- 
währung einer Freistellung vom Dienst zu beteüi- 
gen. 


Zu § 21 

Die in den insbesondere größeren Dienststellen und in 
den Schulen und bei den Lehrgängen bestehenden 
Betreuungseinrichtungen wie Gemeinschaftsräume, 
Sportmöglichkeiten u. ä. werden nach Absatz 1 der 
Mitbestimmung des Vertrauensmannes unterwor- 
fen. 

Nach Absatz 2 soll sich das Mitbestimmungsrecht 
auch auf die Planung von außerdienstiichen Veran- 
staltungen des Gemeinschaftslebens erstrecken. 


Zu § 22 

Absatz 1 entspricht der bisher in § 62 b Abs. 2 ZDG 
geregelten Beteüigung des Vertrauensmannes in Dis- 
ziphnarsachen. 
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Absatz 2 regelt die notwendige Information des Ver- 
trauensmannes. 

Durch Absatz 3 wird sicher gestellt, daß die Anhörung 
des Vertrauensmannes in den Disziplinarunterlagen 
aktenkundig wird. 


Zu § 23 

Die Vorschrift regelt die Einschaltimg des Vertrauens- 
mannes bei Beschwerden von Dienstleistenden über 
Fragen des Dienstbetriebes, der Fürsorge und des au- 
ßerdiensthchen Gemeinschaftslebens. Bei Beschwer- 
den in Personalangelegenheiten soll die Anhörung 
des Vertrauensmannes jedoch an einen entsprechen- 
den Antrag des Beschwerdeführers gebunden sein. 


Zu § 24 

Die Vorschrift regelt das Eintreten des Stellvertreters 
des Vertrauensmannes für die Fälle, in denen der Ver- 
trauensmann selbst Betroffener einer Personalmaß- 
nahme oder einer Disziphnarmaßnahme oder Be- 
schwerdeführer ist. 


Zu § 25 

Die Übergangsvorschrift stellt sicher, daß die gewähl- 
ten Vertrauensmänner bis zum Ende der Amtszeit, für 
die sie gewählt sind, im Amt bleiben. 


Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 

Folgeregelung der Übernahme der §§ 35, 35 a und 
35 b SG in das Soldatenbeteiligungsgesetz. 


Zu Nummer 2 

Folgeregelung der Übernahme oder Neuregelung 
dieser Tatbestände in das Soldatenbeteiligungsge- 
setz. 


Zu Nummer 3 

Folgeregelung der Übernahme oder Neuregelung 
dieser Tatbestände in das Soldatenbeteüigungsge- 
setz. 


Zu Nummer 4 

Folgeregelungen der Verselbständigung der Rege- 
lungen über den Vertrauensmann der Zivildienstlei- 
stenden in einem eigenen Gesetz sowie der dort gere- 
gelten Beteihgung des Vertrauensmannes in Diszipli- 
narangelegenheiten. 


Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Vertrau- 
ensmänner-Wahlgesetz tritt als Folgeregelung aus 
der Übernahme in das SoldatenbeteiÜgungsgesetz 
und der hierzu erlassenen Rechtsverordnung außer 
Kraft. 


C. Kosten 

Die gesetzhche Neuregelung der Beteiligungsrechte 
der Soldaten betrifft ausschheßhch verwaltungsin- 
terne, kostenneutrale Abläufe. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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